
Einladung zur 
Hauptversammlung 202424Ordentliche Hauptversammlung 

der Uniper SE am 15. Mai 2024

Einladung zur  
Haupt versammlung



2Einladung zur 
Hauptversammlung 2024

Uniper SE  
Düsseldorf

WKN: UNSE02  
ISIN: DE000UNSE026; DE000UNSE2N1

Einladung zur ordentlichen 
Hauptversammlung
 
Sehr geehrte Aktionärinnen und Aktionäre,

wir laden Sie hiermit ein

zur

ordentlichen Hauptversammlung der Uniper SE

am 15. Mai 2024, 10:00 Uhr mitteleuropäische Sommerzeit (im Folgenden „MESZ“), die als virtuelle 
Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten 
(mit Ausnahme der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter) stattfinden wird.

Der Vorstand hat aufgrund der Ermächtigung in § 17 Abs. 2 Satz 1 der Satzung der Uniper SE 
beschlossen, dass die Hauptversammlung als

virtuelle Hauptversammlung gemäß § 118a Abs. 1 Satz 1 des Aktiengesetzes (AktG) 1

stattfindet, ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der von 
der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter) am Ort der Hauptversammlung.

Aktionäre und ihre Bevollmächtigten können sich im Wege elektronischer Kommunikation über 
den passwortgeschützten Online-Service für Aktionäre der Uniper SE (im Folgenden auch die 
„Gesellschaft“), zugänglich unter der Internetadresse

www.uniper.energy/hv-service,

zu der virtuellen Hauptversammlung zuschalten und auf diese Weise an der Hauptversammlung 
teilnehmen. Zugang zum passwortgeschützten Online-Service erhalten Aktionäre der Uniper SE durch 
Eingabe der dem Aktionär oder dessen Bevollmächtigtem hierfür mitgeteilten erforderlichen Zugangs-
daten.

Die Ausübung des Stimmrechts kann von den Aktionären oder ihren Bevollmächtigten ausschließlich 
im Wege der Briefwahl schriftlich (Brief oder Fax) bzw. durch elektronische Kommunikation (E-Mail 
oder durch Eingabe in den passwortgeschützten Online-Service), oder im Wege der Bevollmächtigung 
der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter, erfolgen.

Ort der Hauptversammlung im Sinne des AktG ist Rotterdamer Straße 141, 40474 Düsseldorf. Für die 
Aktionäre und deren Bevollmächtigte (mit Ausnahme der Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft) 
besteht kein Recht und keine Möglichkeit zur Anwesenheit am Ort der Versammlung.

Wir bitten unsere Aktionäre um besondere Beachtung der weiteren Angaben und Hinweise zum 
Ablauf der Versammlung sowie zur Ausübung von Aktionärsrechten in Ziffer VI.

1	  �Die für Aktiengesellschaften mit Sitz in Deutschland maßgeblichen Vorschriften, insbesondere des Handelsgesetzbuches („HGB“) 
und des AktG, finden auf die Uniper SE aufgrund der Verweisungsnormen der Art. 5, Art. 9 Abs. 1 lit. c) ii), Art. 53 sowie Art. 61 der 
Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 des Rates vom 8. Oktober 2001 über das Statut der Europäischen Gesellschaft (SE) (im Folgenden „SE-VO“) 
Anwendung, soweit sich aus spezielleren Vorschriften, insbesondere der SE-VO, nichts anderes ergibt. 

https://www.uniper.energy/hv-service
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I. Tagesordnung

1.	� Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der Uniper SE und des gebilligten Konzern
abschlusses für den Uniper-Konzern für das Geschäftsjahr 2023 zusammen mit dem 
zusammengefassten Lagebericht für die Uniper SE und den Uniper-Konzern für das Geschäfts-
jahr 2023 und dem Bericht des Aufsichtsrats

Am 27. Februar 2024 hat der Aufsichtsrat den Jahresabschluss und den Konzernabschluss, die 
jeweils vom Vorstand aufgestellt worden sind, gebilligt. Damit ist der Jahresabschluss festgestellt. 
Einer Beschlussfassung durch die Hauptversammlung bedarf es entsprechend den gesetzlichen 
Bestimmungen nicht. Die unter diesem Tagesordnungspunkt genannten Unterlagen (einschließlich des 
erläuternden Berichts des Vorstands zu den Angaben nach §§ 289a und 315a HGB) werden der ordent-
lichen Hauptversammlung vorgelegt. Die Unterlagen sind von der Einberufung der Hauptversammlung 
an im Internet unter

www.uniper.energy/hv

zugänglich.

2.	� Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands der Uniper SE für das 
Geschäftsjahr 2023

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2023 amtierenden Mitgliedern des 
Vorstands der Uniper SE für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen:

a)	� Herr Michael Lewis
b)	� Herr David Bryson
c)	� Herr Niek den Hollander
d)	� Frau Dr. Jutta Dönges
e)	� Herr Holger Kreetz
f)	� Herr Prof. Dr. Klaus-Dieter Maubach
g)	� Herr Dr. Carsten Poppinga
h)	� Frau Tiina Tuomela

Es ist beabsichtigt, die Hauptversammlung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands im Wege 
der Einzelentlastung abstimmen zu lassen.

3.	� Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats der Uniper SE für das 
Geschäftsjahr 2023

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2023 amtierenden Mitgliedern des 
Aufsichtsrats der Uniper SE für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen:

a)	� Herr Thomas Blades
b)	� Prof. Dr. Werner Brinker
c)	� Frau Judith Buss
d)	� Frau Dr. Jutta Dönges
e)	� Herr Holger Grzella
f)	� Herr Dr. Gerhard Holtmeier
g)	� Frau Diana Kirschner
h)	� Frau Victoria Kulambi
i)	� Herr Magnus Notini
j)	� Herr Dr. Marcus Schenck
k) 	�Herr Immo Schlepper
l)	� Herr Harald Seegatz
m)	�Frau Prof. Dr. Ines Zenke

Es ist beabsichtigt, die Hauptversammlung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats im 
Wege der Einzelentlastung abstimmen zu lassen.

https://www.uniper.energy/hv
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4.	� Beschlussfassung über die Bestellung des Abschlussprüfers und Konzernabschlussprüfers 
sowie die Bestellung des Abschlussprüfers für eine etwaige prüferische Durchsicht von 
verkürzten Abschlüssen und Zwischenlageberichten

Der Aufsichtsrat schlägt – gestützt auf die Empfehlung des Prüfungs- und Risikoausschusses – vor, zu 
beschließen, dass die PricewaterhouseCoopers GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Düsseldorf:

a)	� zum Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2024,

b)	� zum Abschlussprüfer für eine etwaige prüferische Durchsicht von verkürzten Abschlüssen und 
Zwischenlageberichten im Geschäftsjahr 2024 und

c)	� zum Abschlussprüfer für eine etwaige prüferische Durchsicht des verkürzten Abschlusses und des 
Zwischenlageberichts für das erste Quartal des Geschäftsjahres 2025, der vor der ordentlichen 
Hauptversammlung 2025 erstellt wird,

bestellt wird.

5.	� Beschlussfassung über die Bestellung des Prüfers für den Nachhaltigkeitsbericht für das 
Geschäftsjahr 2024

Nach der am 5. Januar 2023 in Kraft getretenen Richtlinie (EU) 2022/2464 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2022 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 
und der Richtlinien 2004/109/EG, 2006/43/EG und 2013/34/EU hinsichtlich der Nachhaltigkeits-
berichterstattung von Unternehmen (Corporate Sustainability Reporting Directive, CSRD) müssen 
große kapitalmarktorientierte Unternehmen mit mehr als 500 Mitarbeitern bereits für nach dem 
31. Dezember 2023 beginnende Geschäftsjahre ihren (Konzern-)Lagebericht um einen (Konzern-)
Nachhaltigkeitsbericht erweitern, der extern durch den Abschlussprüfer oder – nach Wahlmöglichkeit 
des jeweiligen Mitgliedstaats – einen anderen (Abschluss-)Prüfer oder einen unabhängigen Erbringer 
von Bestätigungsleistungen zu prüfen ist. Damit müssen also Unternehmen, die wie die Uniper SE 
bereits heute der nichtfinanziellen Berichterstattung i.S.d. § 289b Abs. 1, § 315b Abs. 1 HGB unterliegen, 
erstmals für das Geschäftsjahr 2024 einen Nachhaltigkeitsbericht für die Gesellschaft und den Konzern 
aufstellen und extern prüfen lassen.

Die EU-Mitgliedstaaten haben die CSRD bis zum 6. Juli 2024 in nationales Recht umzusetzen. Es ist 
somit davon auszugehen, dass der deutsche Gesetzgeber ein Gesetz zur Umsetzung der CSRD in 
deutsches Recht (CSRD-Umsetzungsgesetz) verabschieden und das CSRD-Umsetzungsgesetz 
bis zum Ablauf der Umsetzungsfrist in Kraft treten wird. Um eine weitere Hauptversammlung der 
Gesellschaft in 2024 zur Wahl eines Prüfers für den Nachhaltigkeitsbericht für das Geschäftsjahr 2024 
zu vermeiden, wird vorgeschlagen, bereits in der Hauptversammlung am 15. Mai 2024 einen Prüfer 
zu bestellen. Der Beschluss soll nur durchgeführt werden, wenn das CSRD-Umsetzungsgesetz eine 
entsprechende Bestellung durch die Hauptversammlung vorsieht.

Der Aufsichtsrat schlägt der Hauptversammlung vor zu beschließen:

Die PricewaterhouseCoopers GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Düsseldorf, wird mit Wirkung 
zum Inkrafttreten des CSRD-Umsetzungsgesetzes zum Prüfer des Nachhaltigkeitsberichts für 
das Geschäftsjahr 2024 bestellt. Der Beschluss kommt nur zur Durchführung, wenn nach dem 
CSRD-Umsetzungsgesetz ein für das Geschäftsjahr 2024 zu erstellender Nachhaltigkeitsbericht durch 
einen von der Hauptversammlung zu bestellenden Prüfer zu prüfen ist.

6.	� Beschlussfassung über die Billigung des Vergütungsberichts für das Geschäftsjahr 2023

Vorstand und Aufsichtsrat haben gemäß § 162 AktG einen Bericht zu erstellen über die im letzten 
Geschäftsjahr jedem einzelnen gegenwärtigen oder früheren Mitglied des Vorstands und des Aufsichts-
rats von der Gesellschaft und von Unternehmen desselben Konzerns (§ 290 HGB) gewährte und 
geschuldete Vergütung.
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Der Vergütungsbericht i.S.v. § 162 AktG wurde durch den Abschlussprüfer geprüft. Der Abschlussprüfer 
hat zu prüfen, ob alle gesetzlich vorgeschriebenen Angaben im Vergütungsbericht gemacht wurden. 
Über die Prüfung des Vergütungsberichts hat der Abschlussprüfer einen Prüfvermerk zu erstellen 
(§ 162 Abs. 3 AktG).

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, wie folgt zu beschließen:

Die Hauptversammlung billigt den im Anschluss an diese Tagesordnung zur Hauptversammlung unter 
Ziffer II. „Ergänzende Angaben zu Tagesordnungspunkt 6 – Vergütungsbericht gemäß § 162 AktG“ 
wiedergegebenen Vergütungsbericht für das am 31. Dezember 2023 abgelaufene Geschäftsjahr.

Der Vergütungsbericht ist auch im Internet unter

www.uniper.energy/hv

zugänglich.

7.	� Beschlussfassung über die Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2022 und entsprechende 
Satzungsänderung

In der außerordentlichen Hauptversammlung am 19. Dezember 2022 ist das Genehmigte Kapital 2022 
(vgl. § 3 Abs. 6 der Satzung) geschaffen worden. Eine Teilausnutzung des genehmigten Kapitals erfolgte 
noch im Dezember 2022.

§ 3 Abs. 6 der Satzung der Uniper SE lautet wie folgt:

„Der Vorstand ist ermächtigt, im Zusammenhang mit der Stabilisierung der Gesellschaft nach § 29 
des Gesetzes zur Sicherung der Energieversorgung (Energiesicherungsgesetz, nachfolgend „Energie-
sicherungsgesetz“ oder „EnSiG“), mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 18. Dezember 2027 das 
Grundkapital der Gesellschaft um bis zu € 19.461.970.693,50 durch ein- oder mehrmalige Ausgabe von 
insgesamt bis zu 11.448.218.055 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder 
Sacheinlagen zu erhöhen (genehmigtes Kapital gemäß § 29 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2, 4 und 6, Abs. 3, 5 
und 6 EnSiG i.V.m. §§ 7b, 7 Abs. 3, 7f, 9 Abs. 1 WStBG, Genehmigtes Kapital 2022).

Das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre ist ausgeschlossen. Zur Zeichnung der neuen Aktien wird 
ausschließlich der Bund oder eine in § 29 Abs. 6 EnSiG genannte Person zugelassen.

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der Aktien-
rechte und die weiteren Einzelheiten und Bedingungen der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung 
festzulegen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung nach vollständiger oder teil-
weiser Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals entsprechend der jeweiligen Ausnutzung des 
Genehmigten Kapitals 2022 und – falls das Genehmigte Kapital 2022 bis zum 18. Dezember 2027 nicht 
oder nicht vollständig ausgenutzt worden ist – nach Ablauf der Ermächtigungsfrist anzupassen.“

Das Genehmigte Kapital 2022 ist geschaffen worden, um es zur Stabilisierung der Gesellschaft nach 
dem Energiesicherungsgesetz zu nutzen. Die finanzielle Lage der Gesellschaft hat sich stabilisiert. 
Zum einen weist der Konzernabschluss zum 31. Dezember 2023 einen signifikanten Gewinn für das 
Geschäftsjahr 2023 aus, zum anderen erwartet das Unternehmen keine Verluste mehr aus dem Stopp 
der russischen Gaslieferungen. Die Nutzung der Ermächtigung ist nunmehr nicht mehr erforderlich. 
Deshalb soll das Genehmigte Kapital 2022 aufgehoben werden.

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen daher vor wie folgt zu beschließen:

Die in der außerordentlichen Hauptversammlung vom 19. Dezember 2022 unter Tagesordnungs-
punkt 2b) geschaffene und nach Teilausnutzung (Eintragung im Handelsregister der Gesellschaft am 
22. Dezember 2022) noch bestehende Ermächtigung zur Erhöhung des Grundkapitals der Gesellschaft 
(Genehmigtes Kapital 2022) und zum Ausschluss des Bezugsrechts wird aufgehoben. § 3 Abs. 6 der 
Satzung der Gesellschaft wird gestrichen.

https://www.uniper.energy/hv
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8.	� Beschlussfassung über die Schaffung eines Genehmigten Kapitals 2024, 
Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2021 und entsprechende Satzungsänderung

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 18. Mai 2026 das Grund-
kapital der Gesellschaft um bis zu EUR 145.112.289,00 durch ein- oder mehrmalige Ausgabe von bis 
zu 85.360.170 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu 
erhöhen (Genehmigtes Kapital 2021) (§ 3 Abs. 5 der Satzung der Uniper SE).

Mit Beschluss der außerordentlichen Hauptversammlung der Uniper SE vom 8. Dezember 2023 
wurde das Grundkapital der Gesellschaft zum Zwecke der Wiederherstellung der bilanztechnischen 
Ausschüttungs- bzw. Thesaurierungsfähigkeit der Uniper SE im Hinblick auf die der Uniper SE 
von der Bundesrepublik Deutschland gewährten Stabilisierungsmaßnahmen nach § 29 EnSiG von 
EUR 14.160.161.306,70 auf EUR 416.475.332,00 herabgesetzt. Im Zuge der Kapitalherabsetzung wurde der 
anteilige Betrag des Grundkapitals von EUR 1,70 je Stückaktie auf EUR 1,00 je Stückaktie herabgesetzt. 
Das Genehmigte Kapital 2021 sieht jedoch die Ausgabe von Aktien mit einem anteiligen Betrag am 
Grundkapital in Höhe von EUR 1,70 je Aktie vor.

Daher soll die Ermächtigung erneuert werden, auch damit der Vorstand weiterhin über die not
wendigen Instrumente der Kapitalbeschaffung verfügt und auch künftig die Eigenkapitalausstattung 
der Gesellschaft den geschäftlichen Erfordernissen anpassen kann.

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, wie folgt zu beschließen:

a)	 Ermächtigung

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 14. Mai 2029 das Grund-
kapital der Gesellschaft um bis zu EUR 208.237.666,00 durch ein- oder mehrmalige Ausgabe von bis 
zu 208.237.666 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu 
erhöhen (genehmigtes Kapital gemäß §§ 202 ff. AktG, Genehmigtes Kapital 2024).

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Die neuen Aktien können auch von 
durch den Vorstand bestimmten Kreditinstituten oder nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 
oder Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen tätigen Unternehmen mit der Verpflichtung über-
nommen werden, sie den Aktionären anzubieten (mittelbares Bezugsrecht).

Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 
Aktionäre bei Ausgabe von Aktien gegen Bareinlagen in Höhe von bis zu 10 % des Grundkapitals im Zeit-
punkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung oder – falls dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt 
der Ausübung der vorliegenden Ermächtigung auszuschließen. Bei einem solchen Ausschluss des 
Bezugsrechts darf der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenkurs nicht wesentlich unter-
schreiten (§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG).

Weiter wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre 
bei Aktienausgabe gegen Sacheinlagen auszuschließen, allerdings nur insoweit, als dass die unter 
dieser Ermächtigung ausgegebenen Aktien gegen Sacheinlagen unter Ausschluss des Bezugs-
rechts der Aktionäre zusammen nicht mehr als 10 % des Grundkapitals im Zeitpunkt des Wirksam-
werdens dieser Ermächtigung oder – falls dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt der Ausübung der 
vorliegenden Ermächtigung ausmachen dürfen. Weiter wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen und das Bezugs-
recht auch insoweit auszuschließen, wie es erforderlich ist, um den Inhabern von bereits zuvor 
ausgegebenen Schuldverschreibungen mit Wandel- oder Optionsrechten bzw. Wandlungspflichten ein 
Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung des Wandel- 
oder Optionsrechts bzw. im Falle der Pflichtwandlung zustehen würde.

Schließlich wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 
Aktionäre bei Ausgabe von Aktien an Personen, die in einem Arbeitsverhältnis zu der Gesellschaft oder 
einem mit ihr verbundenen Unternehmen stehen, auszuschließen.

Diese Ermächtigungen zum Ausschluss des Bezugsrechts gelten nur insoweit, als dass die unter 
dieser Ermächtigung ausgegebenen neuen Aktien zusammen mit Aktien, die von der Gesellschaft 
während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zu ihrer Ausnutzung unter einer anderen bestehenden 
Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben oder veräußert wurden 
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oder die auf Grund von Rechten, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zu ihrer Ausnutzung 
auf der Grundlage einer anderen bestehenden Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts 
begeben wurden und die den Bezug von Aktien der Gesellschaft ermöglichen oder zu ihm verpflichten, 
auszugeben sind, rechnerisch nicht mehr als 20 % des Grundkapitals im Zeitpunkt des Wirksam-
werdens der Ermächtigung oder – falls dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt der Ausübung der 
vorliegenden Ermächtigung ausmachen dürfen.

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der Aktienrechte 
und die weiteren Einzelheiten und Bedingungen der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung fest-
zulegen. Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung nach vollständiger oder teil-
weiser Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals entsprechend der jeweiligen Ausnutzung des 
Genehmigten Kapitals 2024 und – falls das Genehmigte Kapital 2024 bis zum 14. Mai 2029 nicht oder 
nicht vollständig ausgenutzt worden ist – nach Ablauf der Ermächtigungsfrist anzupassen.

b)	 Satzungsänderungen

§ 3 Abs. 5 der Satzung der Uniper SE wird wie folgt neu gefasst:

„(5) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 14. Mai 2029 das Grund-
kapital der Gesellschaft um bis zu € 208.237.666,00 durch ein- oder mehrmalige Ausgabe von bis 
zu 208.237.666 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu 
erhöhen (genehmigtes Kapital gemäß §§ 202 ff. AktG, Genehmigtes Kapital 2024).

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht einzuräumen. Die neuen Aktien können auch von 
durch den Vorstand bestimmten Kreditinstituten oder nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 
oder Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen tätigen Unternehmen mit der Verpflichtung über-
nommen werden, sie den Aktionären anzubieten (mittelbares Bezugsrecht).

Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre 
bei Ausgabe von Aktien gegen Bareinlagen in Höhe von bis zu 10 % des Grundkapitals im Zeitpunkt 
des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung oder – falls dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt der 
Ausübung der vorliegenden Ermächtigung auszuschließen. Bei einem solchen Ausschluss des Bezugs-
rechts darf der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenkurs nicht wesentlich unterschreiten 
(§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG).

Weiter kann das Bezugsrecht ausgeschlossen werden, soweit es erforderlich ist, um den Gläubigern 
der von der Gesellschaft oder ihren Konzernunternehmen ausgegebenen Schuldverschreibungen 
(einschließlich Gewinnschuldverschreibungen) mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. einer 
Wandlungspflicht ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach 
Ausübung ihres Wandlungs- oder Optionsrechts bzw. nach Erfüllung einer Wandlungspflicht zustünde.

Darüber hinaus ist der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 
Aktionäre bei Aktienausgabe gegen Sacheinlagen auszuschließen, allerdings nur insoweit, als dass die 
unter dieser Ermächtigung ausgegebenen Aktien gegen Sacheinlagen unter Ausschluss des Bezugs-
rechts der Aktionäre zusammen nicht mehr als 10 % des Grundkapitals im Zeitpunkt des Wirksam-
werdens dieser Ermächtigung oder – falls dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt der Ausübung der 
vorliegenden Ermächtigung ausmachen dürfen.

Weiter ist der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzenbeträge vom Bezugsrecht 
der Aktionäre auszunehmen und das Bezugsrecht auch insoweit auszuschließen, wie es erforder-
lich ist, um den Inhabern von bereits zuvor ausgegebenen Schuldverschreibungen mit Wandel- oder 
Optionsrechten bzw. Wandlungspflichten ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, 
wie es ihnen nach Ausübung des Wandel- oder Optionsrechts bzw. im Falle der Pflichtwandlung 
zustehen würde.

Schließlich ist der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 
Aktionäre bei Ausgabe von Aktien an Personen, die in einem Arbeitsverhältnis zu der Gesellschaft oder 
einem mit ihr verbundenen Unternehmen stehen, auszuschließen.

Diese Ermächtigungen zum Ausschluss des Bezugsrechts gelten nur insoweit, als dass die unter 
dieser Ermächtigung ausgegebenen neuen Aktien zusammen mit Aktien, die von der Gesellschaft 
während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zu ihrer Ausnutzung unter einer anderen bestehenden 
Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben oder veräußert wurden 
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oder die auf Grund von Rechten, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zu ihrer Ausnutzung 
auf der Grundlage einer anderen bestehenden Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts 
begeben wurden und die den Bezug von Aktien der Gesellschaft ermöglichen oder zu ihm verpflichten, 
auszugeben sind, rechnerisch nicht mehr als 20 % des Grundkapitals im Zeitpunkt des Wirksam-
werdens der Ermächtigung oder – falls dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt der Ausübung der 
vorliegenden Ermächtigung ausmachen dürfen.

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der Aktien-
rechte und die weiteren Einzelheiten und Bedingungen der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung 
festzulegen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung nach vollständiger oder teil-
weiser Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals entsprechend der jeweiligen Ausnutzung des 
Genehmigten Kapitals 2024 und – falls das Genehmigte Kapital 2024 bis zum 14. Mai 2029 nicht oder 
nicht vollständig ausgenutzt worden ist – nach Ablauf der Ermächtigungsfrist anzupassen.“

c)	 Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2021

Die in der ordentlichen Hauptversammlung am 19. Mai 2021 unter Tagesordnungspunkt 10 beschlossene 
Ermächtigung zur Erhöhung des Grundkapitals der Gesellschaft (Genehmigtes Kapital 2021) und zum 
Ausschluss des Bezugsrechts in § 3 Abs. 5 der Satzung der Uniper SE wird mit Wirksamwerden des 
Genehmigten Kapitals 2024 aufgehoben.

Zu diesem Tagesordnungspunkt hat der Vorstand einen schriftlichen Bericht erstellt. Dieser Bericht ist 
unter Ziffer III. „Bericht des Vorstands gemäß §§ 203 Abs. 2 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG zu Tages-
ordnungspunkt 8“ im Anschluss an diese Tagesordnung beigefügt. Dieser Bericht ist auch im Internet 
unter www.uniper.energy/hv zugänglich.

9.	� Beschlussfassung über die Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- oder Optionsanleihen, 
Genussrechten oder Gewinnschuldverschreibungen und zum Ausschluss des Bezugsrechts, 
Aufhebung des Bedingten Kapitals 2021, Schaffung eines Bedingten Kapitals 2024 und 
entsprechende Satzungsänderung

Wandel- oder Optionsanleihen, Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen können wesentliche 
Instrumente sein, um für eine angemessene Kapitalausstattung als entscheidende Grundlage der 
Unternehmensentwicklung zu sorgen. Bei Nutzung dieser Finanzierungsinstrumente fließt der Gesell-
schaft Kapital zu, das ihr später unter Umständen als Eigenkapital erhalten bleibt.

Zuletzt wurde der Vorstand der Gesellschaft mit Beschluss der ordentlichen Hauptversammlung vom 
19. Mai 2021 zur Ausgabe von Options- oder Wandelanleihen, Genussrechten oder Gewinnschuldver-
schreibungen sowie zum Ausschluss des Bezugsrechts ermächtigt. Die Laufzeit dieser Ermächtigung 
endet am 18. Mai 2026. Mit der Ermächtigung ist das Bedingte Kapital 2021 geschaffen worden, das 
die Ausgabe von Aktien mit einem anteiligen Betrag am Grundkapital in Höhe von EUR 1,70 je Aktie 
vorsieht.

Aufgrund der zwischenzeitlichen Herabsetzung des Grundkapitals von EUR 14.160.161.306,70 auf 
EUR 416.475.332,00 und der Herabsetzung des Grundkapitals von EUR 1,70 je Stückaktie auf EUR 1,00 je 
Stückaktie (siehe oben Tagesordnungspunkt 8) soll die Ermächtigung zur Ausgabe von Options- oder 
Wandelanleihen, Genussrechten oder Gewinnschuldverschreibungen sowie zum Ausschluss des 
Bezugsrechts angepasst, d. h. erneuert werden.

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen daher vor, wie folgt zu beschließen:

a)	� Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- oder Optionsanleihen, Genussrechten oder Gewinnschuld-
verschreibungen (bzw. Kombination dieser Instrumente)

aa) Laufzeit der Ermächtigung, Nennbetrag, Ausgabe durch Konzernunternehmen

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 14. Mai 2029 (einschließlich) 
einmalig oder mehrmals auf den Inhaber lautende Wandel- oder Optionsanleihen, Genussrechte oder 
Gewinnschuldverschreibungen und/oder Kombinationen dieser Instrumente (zusammen im Folgenden 
„Schuldverschreibungen“) im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 2.000.000.000,00 auszugeben und 
den Inhabern oder Gläubigern der Schuldverschreibungen (im Folgenden „Inhaber“) Wandlungs-
rechte bzw. Optionsrechte auf insgesamt bis zu 83.295.066 auf den Namen lautende Stückaktien der 

https://www.uniper.energy/hv


9Einladung zur 
Hauptversammlung 2024

Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von insgesamt bis zu EUR 83.295.066,00 
nach näherer Maßgabe der Bedingungen der Schuldverschreibungen zu gewähren. Die Ausgabe von 
Schuldverschreibungen kann gegen Barleistung oder gegen Sacheinlage bzw. -leistung, insbesondere 
die Beteiligung an anderen Unternehmen, begeben werden.

Die Schuldverschreibungsbedingungen können auch eine Pflicht zur Wandlung oder Optionsausübung 
zum Ende der Laufzeit oder zu einem früheren Zeitpunkt vorsehen.

Für die Schuldverschreibungen können unterschiedliche Laufzeiten vorgesehen werden. Die Schuld-
verschreibungen können außer in Euro auch – unter Begrenzung auf den entsprechenden Euro-Gegen-
wert – in der gesetzlichen Währung eines OECD-Landes begeben werden. Bei der Begebung in einer 
anderen Währung als in Euro ist der entsprechende Gegenwert, berechnet nach dem Euro-Referenz-
kurs der Europäischen Zentralbank am Vortag der Beschlussfassung über die Begebung der Schuld-
verschreibungen, zugrunde zu legen.

Eine Emission darf auch durch nachgeordnete Konzernunternehmen der Gesellschaft erfolgen; 
in diesem Fall wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats für die Gesellschaft 
die Garantie für die Schuldverschreibungen zu übernehmen und den Inhabern solcher Schuldver-
schreibungen Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. -pflichten auf Aktien der Gesellschaft zu gewähren 
bzw. ihnen aufzuerlegen.

bb) Bezugsrecht, Bezugsrechtsausschluss

Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die Schuldverschreibungen zu. Das gesetzliche 
Bezugsrecht kann auch in der Weise eingeräumt werden, dass die Schuldverschreibungen von einem 
Kreditinstitut oder einem nach § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG gleichstehenden Unternehmen oder einem 
Konsortium solcher Kreditinstitute bzw. Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen werden, sie 
den Aktionären zum Bezug anzubieten. Werden Schuldverschreibungen von einem nachgeordneten 
Konzernunternehmen ausgegeben, hat die Gesellschaft die Gewährung der gesetzlichen Bezugsrechte 
für Aktionäre der Gesellschaft gemäß Vorstehendem sicherzustellen.

Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 
Aktionäre auf die Schuldverschreibungen auszuschließen

•	� für Spitzenbeträge;

•	� soweit es erforderlich ist, um den Inhabern der von der Gesellschaft oder ihren Konzernunter-
nehmen ausgegebenen Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. einer 
Wandlungs- oder Optionspflicht ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang einzuräumen, 
wie es ihnen nach Ausübung ihres Wandlungs- oder Optionsrechts bzw. einer Wandlungs- oder 
Optionspflicht zustünde;

•	� soweit Schuldverschreibungen (i) gegen Barleistung ausgegeben werden und der Ausgabepreis den 
nach anerkannten finanzmathematischen Grundsätzen ermittelten theoretischen Marktwert der 
Schuldverschreibungen nicht wesentlich unterschreitet und (ii) soweit Schuldverschreibungen 
gegen Sachleistung ausgegeben werden, sofern der Wert der Sachleistung in einem angemessenen 
Verhältnis zu dem nach vorstehendem Punkt (i) zu ermittelnden Marktwert der Schuldverschrei
bungen steht. Diese Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss gilt jedoch nur für Schuldver-
schreibungen mit Rechten auf Aktien, auf die ein anteiliger Betrag des Grundkapitals von insgesamt 
nicht mehr als 10 % des Grundkapitals entfällt, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
noch – falls dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung.

Diese Ermächtigungen zum Ausschluss des Bezugsrechts gelten nur insoweit, als dass die unter 
dieser Ermächtigung ausgegebenen neuen Aktien zusammen mit Aktien, die von der Gesellschaft 
während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zu ihrer Ausnutzung unter einer anderen bestehenden 
Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben oder veräußert wurden 
oder die auf Grund von Rechten, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zu ihrer Ausnutzung 
auf der Grundlage einer anderen bestehenden Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts 
begeben wurden und die den Bezug von Aktien der Gesellschaft ermöglichen oder zu ihm verpflichten, 
auszugeben sind, rechnerisch nicht mehr als 20 % des Grundkapitals im Zeitpunkt des Wirksam-
werdens der Ermächtigung oder – falls dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt der Ausübung der 
vorliegenden Ermächtigung ausmachen dürfen.
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Soweit darüber hinaus Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen ohne Wandlungsrecht/-
pflicht oder Optionsrecht/-pflicht ausgegeben werden, wird der Vorstand ermächtigt, das Bezugsrecht 
der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats insgesamt auszuschließen, wenn diese Genussrechte 
oder Gewinnschuldverschreibungen obligationsähnlich ausgestattet sind, d. h. keine Mitgliedschafts-
rechte in der Gesellschaft begründen, keine Beteiligung am Liquidationserlös gewähren und die Höhe 
der Verzinsung nicht auf Grundlage der Höhe des Jahresüberschusses, des Bilanzgewinns oder der 
Dividende berechnet wird. Außerdem müssen in diesem Fall die Verzinsung und der Ausgabebetrag der 
Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen den zum Zeitpunkt der Begebung aktuellen Markt-
konditionen entsprechen.

cc) Wandlungsrechte, Wandlungspflichten

Im Falle der Ausgabe von Schuldverschreibungen mit Wandlungsrechten und/oder Wandlungspflichten 
erhalten die Inhaber das Recht bzw. übernehmen die Pflicht, ihre Schuldverschreibungen gemäß 
den vom Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats festgelegten Schuldverschreibungsbedingungen 
in auf den Namen lautende Stückaktien der Uniper SE umzutauschen. Der anteilige Betrag des 
Grundkapitals der je Schuldverschreibung bei Wandlung auszugebenden Aktien der Gesellschaft darf 
den Nennbetrag der Schuldverschreibungen nicht übersteigen. § 9 Abs. 1 i.V.m. § 199 Abs. 2 AktG ist zu 
beachten. Das Wandlungsverhältnis ergibt sich aus der Division des Nennbetrages durch den fest-
gesetzten Wandlungspreis für eine Aktie der Gesellschaft.

dd) Optionsrechte, Optionspflichten

Im Falle der Ausgabe von Schuldverschreibungen mit Optionsrecht und/oder Optionspflicht werden 
jeder Teilschuldverschreibung ein oder mehrere Optionsscheine beigefügt, die die Inhaber nach näherer 
Maßgabe der vom Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats festzulegenden Schuldverschreibungs-
bedingungen zum Bezug von auf den Namen lautenden Stückaktien der Uniper SE berechtigen bzw. 
verpflichten. Für auf Euro lautende, durch die Uniper SE begebene Optionsanleihen können die Schuld-
verschreibungsbedingungen vorsehen, dass die Zahlung des Optionspreises auch durch Sachleistung, 
insbesondere Übertragung von Teilschuldverschreibungen (Inzahlungnahme) und gegebenenfalls eine 
bare Zuzahlung erfolgen kann. Der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf die je Teilschuldver-
schreibung zu beziehenden Aktien entfällt, darf den Nennbetrag der Teilschuldverschreibungen nicht 
übersteigen.

ee) Wandlungs- bzw. Optionspreis

Im Fall der Begebung von Schuldverschreibungen mit Wandlungsrechten und/oder Wandlungs-
pflichten und/oder mit Optionsrecht und/oder Optionspflicht, beträgt der Wandlungs- bzw. Optionspreis 
mindestens EUR 1,00.

Der Wandlungs- bzw. Optionspreis kann unbeschadet des § 9 Abs.1 AktG im Falle der wirtschaftlichen 
Verwässerung des Werts der Wandlungsrechte oder -pflichten oder der Optionsrechte oder -pflichten 
nach näherer Bestimmung der Schuldverschreibung wertwahrend angepasst werden, soweit die 
Anpassung nicht schon durch Gesetz geregelt ist. Dies gilt insbesondere auch im Falle der Kapital
erhöhung und -herabsetzung sowie Dividendenzahlung an die Aktionäre der Gesellschaft. Verwässe
rungsschutz bzw. Anpassungen können insbesondere durch Einräumung von Bezugsrechten, durch 
Veränderung des Wandlungs-/Optionspreises sowie durch die Veränderung oder Einräumung 
von Barkomponenten vorgesehen werden.

ff) Weitere mögliche Festlegungen in den Schuldverschreibungsbedingungen

Die Schuldverschreibungsbedingungen können das Recht der Gesellschaft vorsehen, im Falle der 
Wandlungs- bzw. Optionsausübung nicht neue Aktien zu gewähren, sondern einen Geldbetrag 
zu zahlen. Die Schuldverschreibungsbedingungen können auch vorsehen, dass die Erfüllung der 
Wandlungs- bzw. Optionsrechte der Inhaber bzw. die Erfüllung von Ansprüchen bei Pflichtwandlung 
bzw. Pflichtoptionsausübung nach Wahl der Gesellschaft sowohl durch Hingabe eigener Aktien 
der Gesellschaft als auch durch Ausgabe von neuen Aktien aus bedingtem Kapital erfolgen kann.

Das Umtausch- bzw. Bezugsverhältnis kann nach Maßgabe der Schuldverschreibungsbedingungen 
auf eine ganze Zahl auf- oder abgerundet werden. Die Schuldverschreibungsbedingungen können 
vorsehen, dass Spitzen zusammengelegt und/oder in Geld ausgeglichen werden; ferner kann die 
Leistung einer baren Zuzahlung vorgesehen werden.
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Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der 
Ausgabe und Ausstattung der Schuldverschreibungen, insbesondere Zinssatz, Ausgabekurs, Lauf-
zeit und Stückelung, Verwässerungsschutzbestimmungen, Wandlungs- bzw. Optionspreis sowie 
Wandlungs- bzw. Optionsausübungszeiträume zu bestimmen. Für den Fall der Ausgabe durch 
Konzernunternehmen hat der Vorstand zusätzlich das Einvernehmen mit den Organen der die Schuld-
verschreibungen begebenden Konzernunternehmen herzustellen.

b)	 Schaffung eines neuen Bedingten Kapitals 2024

Das Grundkapital wird um bis zu EUR 83.295.066,00 durch Ausgabe von bis zu 83.295.066 neuen, auf 
den Namen lautende nennwertlose Stückaktien mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von je 
EUR 1,00 bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2024). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung 
von auf den Namen lautenden Stückaktien an die Inhaber von Options- oder Wandelanleihen, Genuss-
rechten oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) jeweils mit 
Optionsrechten, Wandlungsrechten, Optionspflichten und/oder Wandlungspflichten, die aufgrund der 
von der Hauptversammlung vom 15. Mai 2024 unter Tagesordnungspunkt 9 beschlossenen Ermächti
gung bis zum 14. Mai 2029 (einschließlich) von der Uniper SE ausgegeben werden. Die Ausgabe der 
neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorstehend bezeichneten Ermächtigungsbeschlusses 
jeweils zu bestimmenden Options- bzw. Wandlungspreis.

Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur insoweit durchzuführen, wie von Options- bzw. Wandlungsrechten 
Gebrauch gemacht wird bzw. zur Options- oder Wandlungsausübung verpflichtete Inhaber von Anleihen 
ihre Verpflichtung zur Options- bzw. Wandlungsausübung erfüllen und soweit nicht ein Barausgleich 
gewährt oder eigene Aktien zur Bedienung eingesetzt werden. Der Vorstand ist im Einklang mit 
§ 3 Abs. 3 der Satzung der Uniper SE ermächtigt, die Gewinnberechtigung für die aufgrund der Aus
übung des Wandlungs- bzw. Optionsrechts oder der Erfüllung der Wandlungs- oder Optionspflicht 
ausgegebenen neuen Aktien abweichend von § 60 Abs. 2 AktG festzulegen.

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der 
Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.

c)	 Satzungsänderungen

§ 3 Abs. 4 der Satzung der Uniper SE wird wie folgt neu gefasst:

„(4) Das Grundkapital ist durch Ausgabe von bis zu 83.295.066 auf den Namen lautenden Stückaktien 
um bis zu € 83.295.066,00 bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2024). Die bedingte Kapitalerhöhung wird 
nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber von Options- oder Wandlungsrechten bzw. die zur Wandlung 
Verpflichteten aus Options- oder Wandelanleihen, Genussrechten oder Gewinnschuldverschreibungen, 
die von der Uniper SE oder deren Konzernunternehmen aufgrund der von der Hauptversammlung vom 
15. Mai 2024 unter Tagesordnungspunkt 9 beschlossenen Ermächtigung ausgegeben werden, von ihren 
Options- bzw. Wandlungsrechten Gebrauch machen oder, soweit sie zur Wandlung oder Optionsaus-
übung verpflichtet sind, ihre Verpflichtung zur Wandlung bzw. Optionsausübung erfüllen, soweit nicht 
ein Barausgleich gewährt oder eigene Aktien zur Bedienung eingesetzt werden. Die Ausgabe der neuen 
Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorstehend bezeichneten Ermächtigungsbeschlusses jeweils 
zu bestimmenden Options- bzw. Wandlungspreis.

Der Vorstand ist im Einklang mit § 3 Abs. 3 der Satzung der Uniper SE ermächtigt, die Gewinn-
berechtigung für die aufgrund der Ausübung des Wandlungs- bzw. Optionsrechts oder der Erfüllung 
der Wandlungs- bzw. Optionspflicht ausgegebenen neuen Aktien abweichend von § 60 Abs. 2 AktG 
festzulegen. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten 
der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.“

d)	 Ermächtigung zur Satzungsanpassung

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend der jeweiligen Ausgabe der 
Bezugsaktien anzupassen sowie alle sonstigen damit in Zusammenhang stehenden Anpassungen 
der Satzung vorzunehmen, die nur die Fassung betreffen. Entsprechendes gilt im Falle der Nichtaus-
nutzung der von der Hauptversammlung am 15. Mai 2024 unter Tagesordnungspunkt 9 beschlossenen 
Ermächtigung nach Ablauf des Ermächtigungszeitraums sowie im Falle der Nichtausnutzung des 
Bedingten Kapitals 2024 nach Ablauf der Fristen für die Ausübung von Options- oder Wandlungsrechten 
bzw. für die Erfüllung von Options- oder Wandlungspflichten.



12Einladung zur 
Hauptversammlung 2024

e)	 Aufhebung der alten Ermächtigung

Die in der Hauptversammlung vom 19. Mai 2021 unter Tagesordnungspunkt 9 erteilte und bis zum 
18. Mai 2026 befristete Ermächtigung zur einmaligen oder mehrmaligen Ausgabe von Schuldver-
schreibungen sowie zur Gewährung von auf den Namen lautenden Stückaktien der Gesellschaft 
an Inhaber oder Gläubiger der Schuldverschreibungen wird mit Wirksamwerden dieser neuen 
Ermächtigung aufgehoben.

Zu diesem Tagesordnungspunkt hat der Vorstand einen schriftlichen Bericht erstellt. Dieser Bericht ist 
unter Ziffer IV. „Bericht des Vorstands gemäß §§ 221 Abs. 4 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG zu Tages-
ordnungspunkt 9“ im Anschluss an diese Tagesordnung beigefügt. Dieser Bericht ist auch im Internet 
unter www.uniper.energy/hv zugänglich.

10. �Beschlussfassung über die Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien

Die dem Vorstand durch die außerordentliche Hauptversammlung am 19. Mai 2021 unter Tages-
ordnungspunkt 11 gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG erteilte Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung 
eigener Aktien ist bis zum 18. Mai 2026 befristet.

Aufgrund der unter Tagesordnungspunkt 8 und 9 zu beschließenden Aufhebung des genehmigten 
Kapitals 2021, Aufhebung der Ermächtigung zur Ausgabe von Options- oder Wandelanleihen, Genuss-
rechten oder Gewinnschuldverschreibungen aus 2021 und Aufhebung des bedingten Kapitals 2021 
sowie die zu beschließenden Erneuerungen der Ermächtigungen durch Beschlussfassungen unter 
Tagesordnungspunkt 8 und 9, soll zur Erzielung eines Gleichlaufs mit vorgenannten Ermächtigungen 
auch die bis zum 18. Mai 2026 befristete Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien 
erneuert werden.

Der Vorstand soll zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien gem. § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG für die 
Zeit bis zum 14. Mai 2029 wie folgt ermächtigt werden.

Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor zu beschließen:

a)	� Die Gesellschaft wird bis zum 14. Mai 2029 ermächtigt, eigene Aktien bis zu insgesamt 10 % des 
Grundkapitals zu erwerben. Auf die erworbenen Aktien dürfen zusammen mit anderen eigenen 
Aktien, die sich im Besitz der Gesellschaft befinden oder ihr nach den §§ 71a ff. AktG zuzurechnen 
sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als 10 % des Grundkapitals entfallen.

Der Erwerb erfolgt nach Wahl des Vorstands (1) über die Börse, (2) mittels eines an alle Aktionäre 
gerichteten öffentlichen Angebots bzw. einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe eines Angebots 
(im Folgenden „Erwerbsangebot“), (3) mittels eines öffentlichen Angebots bzw. einer öffentlichen 
Aufforderung zur Abgabe eines Angebots auf Tausch von liquiden Aktien, die zum Handel an einem 
organisierten Markt im Sinne des Wertpapiererwerbs- und Übernahmegesetzes zugelassen sind 
(im Folgenden „Tauschaktien“), gegen Aktien der Gesellschaft (im Folgenden „Tauschangebot“) 
oder (4) durch Einsatz von Derivaten (Put- oder Call-Optionen oder einer Kombination aus beiden).

(i)	� Erfolgt der Erwerb über die Börse, darf der von der Gesellschaft gezahlte Gegenwert je Aktie der 
Gesellschaft (ohne Erwerbsnebenkosten) den am Handelstag an der Frankfurter Wertpapier-
börse durch die Eröffnungsauktion ermittelten Kurs einer Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel 
(oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) um nicht mehr als 10 % überschreiten und um 
nicht mehr als 20 % unterschreiten.

(ii)	� Erfolgt der Erwerb über ein Erwerbsangebot, kann die Gesellschaft entweder einen Kaufpreis 
oder eine Kaufpreisspanne festlegen, zu dem/der sie bereit ist, die Aktien zu erwerben.

Der Kaufpreis (ohne Erwerbsnebenkosten) darf – vorbehaltlich einer Anpassung während der 
Angebotsfrist – jedoch den durchschnittlichen Börsenkurs der Aktie der Gesellschaft an der 
Frankfurter Wertpapierbörse an den letzten drei Börsenhandelstagen vor der öffentlichen 
Ankündigung des Erwerbsangebots, ermittelt auf der Basis des arithmetischen Mittels der 
Schlussauktionspreise im Xetra-Handel, um nicht mehr als 10 % überschreiten und um nicht 
mehr als 20 % unterschreiten. Ergeben sich nach der öffentlichen Ankündigung nicht un
erhebliche Abweichungen des maßgeblichen Kurses, so kann der Kaufpreis angepasst werden. 

https://www.uniper.energy/hv
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In diesem Fall wird auf den durchschnittlichen Börsenkurs der Aktie an der Frankfurter Wert-
papierbörse an den letzten drei Börsenhandelstagen vor der öffentlichen Ankündigung einer 
etwaigen Anpassung, ermittelt auf der Basis des arithmetischen Mittels der Schlussauktions-
preise im Xetra-Handel, abgestellt. Das Erwerbsangebot kann weitere Bedingungen vorsehen.

Sofern das Erwerbsangebot überzeichnet ist, soll die Annahme grundsätzlich im Verhältnis der 
jeweils angebotenen Aktien erfolgen. Jedoch ist eine bevorrechtigte Annahme kleiner Offerten 
oder kleiner Teile von Offerten bis zu maximal 150 Stück zulässig.

(iii)	�Erfolgt der Erwerb über ein Tauschangebot, kann die Gesellschaft entweder ein Tauschverhältnis 
oder eine entsprechende Tauschspanne festlegen, zu dem/der sie bereit ist, die Aktien der 
Gesellschaft zu erwerben. Dabei kann eine Barleistung als ergänzende Kaufpreiszahlung oder 
zum Ausgleich von Spitzenbeträgen erfolgen.

Das Tauschverhältnis bzw. die Tauschspanne in Form einer oder mehrerer Tauschaktien und 
rechnerischer Bruchteile (jeweils einschließlich etwaiger Spitzenbeträge, aber ohne Erwerbs-
nebenkosten) darf – vorbehaltlich einer Anpassung während der Angebotsfrist – den maßgeb-
lichen Wert einer Aktie der Gesellschaft um nicht mehr als 10 % überschreiten und um nicht 
mehr als 20 % unterschreiten. Als Basis für die Berechnung des Tauschverhältnisses bzw. der 
Tauschspanne sind dabei jeweils die durchschnittlichen Börsenkurse der Tauschaktien und 
der Aktien der Gesellschaft an der Frankfurter Wertpapierbörse an den letzten drei Börsen-
handelstagen vor der öffentlichen Ankündigung des Tauschangebots, ermittelt auf der Basis 
des arithmetischen Mittels der Schlussauktionspreise im Xetra-Handel, anzusetzen. Ergeben 
sich nach der öffentlichen Ankündigung nicht unerhebliche Abweichungen vom maßgeblichen 
Kurs der Aktien der Gesellschaft bzw. der Tauschaktien, so kann das Tauschverhältnis bzw. die 
Tauschspanne angepasst werden. In diesem Fall wird auf die durchschnittlichen Börsenkurse 
der Tauschaktien und der Aktien der Gesellschaft an der Frankfurter Wertpapierbörse an den 
letzten drei Börsenhandelstagen vor der öffentlichen Ankündigung einer etwaigen Anpassung, 
ermittelt auf der Basis des arithmetischen Mittels der Schlussauktionspreise im Xetra-Handel, 
abgestellt. Das Tauschangebot kann weitere Bedingungen vorsehen.

Sofern das Tauschangebot überzeichnet ist, soll die Annahme grundsätzlich im Verhältnis der 
jeweils angebotenen Aktien erfolgen. Jedoch ist eine bevorrechtigte Annahme kleiner Offerten 
oder kleiner Teile von Offerten bis zu maximal 150 Stück zulässig.

(iv)	�Erfolgt der Erwerb unter Einsatz von Derivaten in Form von Put- oder Call-Optionen oder einer 
Kombination aus beiden, müssen die Optionsgeschäfte mit einem Finanzinstitut oder über die 
Börse zu marktnahen Konditionen abgeschlossen werden, bei deren Ermittlung unter anderem 
der bei Ausübung der Optionen zu zahlende Kaufpreis für die Aktien, der Ausübungspreis, zu 
berücksichtigen ist. In jedem Fall dürfen unter Einsatz von Derivaten in Form von Put- oder 
Call-Optionen oder einer Kombination aus beiden maximal eigene Aktien bis insgesamt 5 % des 
Grundkapitals erworben werden. Die Laufzeit der jeweiligen Option übersteigt nicht 18 Monate 
und endet in jedem Fall spätestens am 14. Mai 2029. Den Aktionären steht – in entsprechender 
Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG – ein Recht, derartige Optionsgeschäfte mit der Gesell-
schaft abzuschließen, nicht zu. Der Ausübungspreis (ohne Erwerbsnebenkosten, aber unter 
Berücksichtigung der erhaltenen bzw. gezahlten Optionsprämie) darf den durchschnittlichen 
Börsenkurs der Aktie der Gesellschaft an der Frankfurter Wertpapierbörse an den letzten drei 
Börsenhandelstagen vor Abschluss des betreffenden Optionsgeschäfts, ermittelt auf der Basis 
des arithmetischen Mittels der Schlussauktionspreise im Xetra-Handel, um nicht mehr als 10 % 
überschreiten und um nicht mehr als 20 % unterschreiten.

Die Ermächtigungen können einmal oder mehrmals, ganz oder in Teilbeträgen, in Verfolgung eines 
oder mehrerer Zwecke durch die Gesellschaft, aber auch durch Konzernunternehmen oder von 
Dritten für Rechnung der Gesellschaft oder der Konzernunternehmen ausgeübt werden.
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b)	� Der Vorstand wird ermächtigt, Aktien der Gesellschaft, die aufgrund der zu lit. (a) erteilten 
Ermächtigung und/oder aufgrund vorangegangener Hauptversammlungsermächtigungen erworben 
werden bzw. wurden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats – neben der Veräußerung über die Börse 
oder durch Angebot mit Bezugsrecht an alle Aktionäre – unter Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre wie folgt zu verwenden:

(i)	� Vorbezeichnete Aktien der Gesellschaft dürfen gegen Barleistung veräußert werden, sofern der 
Veräußerungspreis den Börsenkurs der Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Veräußerung 
nicht wesentlich unterschreitet (§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG). Die Summe der unter Ausschluss des 
Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußerten Aktien darf dabei 10 % des Grund-
kapitals nicht übersteigen. Maßgebend für die Berechnung der 10 %-Grenze ist die Höhe des 
Grundkapitals im Zeitpunkt des Wirksamwerdens oder – falls dieser Wert geringer ist – der 
Ausnutzung dieser Ermächtigung.

(ii)	� Vorbezeichnete Aktien der Gesellschaft dürfen gegen Sachleistung veräußert werden, 
insbesondere auch im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder des Erwerbs 
von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen oder anderen Wirtschaftsgütern. Eine 
Veräußerung in diesem Sinne stellt auch die Einräumung von Wandel- oder Bezugsrechten 
sowie von Kaufoptionen und die Überlassung von Aktien im Rahmen einer Wertpapierleihe dar. 
Die vorbezeichneten Aktien können darüber hinaus auch zur Beendigung bzw. vergleichsweisen 
Erledigung von gesellschaftsrechtlichen Spruchverfahren bei verbundenen Unternehmen der 
Gesellschaft verwendet werden.

(iii)	�Vorbezeichnete Aktien der Gesellschaft dürfen verwendet werden, um die Rechte von Gläubigern 
von durch die Gesellschaft oder ihre Konzernunternehmen ausgegebenen Schuldver-
schreibungen mit Wandel- oder Optionsrechten bzw. Wandlungspflichten zu erfüllen.

(iv)	�Vorbezeichnete Aktien der Gesellschaft dürfen Personen, die in einem Arbeitsverhältnis zu der 
Gesellschaft oder einem mit ihr verbundenen Unternehmen stehen oder standen, zum Erwerb 
angeboten und auf diese übertragen werden.

c)	� Der Vorstand wird ferner ermächtigt, eigene Aktien einzuziehen, ohne dass die Einziehung oder ihre 
Durchführung eines weiteren Hauptversammlungsbeschlusses bedarf.

d)	� Die Verwendung von Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß lit. (b) darf nur insoweit 
erfolgen, als dass die unter dieser Ermächtigung ausgegebenen neuen Aktien, die von der Gesell-
schaft während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zu ihrer Ausnutzung unter einer anderen 
bestehenden Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben oder 
veräußert werden oder auf Grund von Rechten, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis 
zu ihrer Ausnutzung auf der Grundlage einer anderen bestehenden Ermächtigung unter Ausschluss 
des Bezugsrechts begeben werden und die den Bezug von Aktien der Gesellschaft ermöglichen 
oder zu ihm verpflichten, auszugeben sind, rechnerisch nicht mehr als 20 % des Grundkapitals 
im Zeitpunkt des Wirksamwerdens oder – falls dieser Wert geringer ist – der Ausnutzung dieser 
Ermächtigung ausmachen dürfen.

e)	� Die Ermächtigungen unter lit. (b) können einmalig oder mehrfach, ganz oder in Teilen, einzeln oder 
gemeinsam auch in Bezug auf eigene Aktien, die durch abhängige oder im Mehrheitsbesitz der 
Gesellschaft stehende Unternehmen oder auf deren Rechnung oder auf Rechnung der Gesellschaft 
handelnde Dritte erworben wurden, ausgenutzt werden.

f)	� Die in der Hauptversammlung vom 19. Mai 2021 erteilte und bis zum 18. Mai 2026 befristete 
Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien wird mit Wirksamwerden dieser 
neuen Ermächtigung aufgehoben.

Zu diesem Tagesordnungspunkt hat der Vorstand einen schriftlichen Bericht erstellt. Dieser Bericht ist 
unter Ziffer V. „Bericht des Vorstands gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 i.V.m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG zu Tages-
ordnungspunkt 10“ im Anschluss an diese Tagesordnung beigefügt. Dieser Bericht ist auch im Internet 
unter www.uniper.energy/hv zugänglich.

https://www.uniper.energy/hv
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II. �Ergänzende Angaben zu Tagesordnungs-
punkt 6 – Vergütungsbericht gemäß § 162 AktG

Vergütungsbericht gemäß § 162 Aktiengesetz 

Der vom Vorstand und Aufsichtsrat der Uniper SE (nachfolgend auch „Uniper“ oder die „Gesellschaft“) 
gemäß § 162 Aktiengesetz (AktG) erstellte Vergütungsbericht stellt die Grundzüge der Vergütungs-
systeme für die Vorstands- und Aufsichtsratsmitglieder dar und gibt über die im Geschäftsjahr 2023 
gegenwärtigen oder früheren Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats und ihnen gewährte und 
geschuldete Vergütung Auskunft.

Der Vergütungsbericht wurde durch die PricewaterhouseCoopers GmbH Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft über die Anforderungen des § 162 Abs. 3 AktG hinaus sowohl formell als auch inhaltlich geprüft. 
Der Vergütungsbericht sowie der beigefügte Vermerk über die Prüfung des Vergütungsberichts sind 
auf der Internetseite der Uniper SE veröffentlicht [Vergütung | Uniper]. Entsprechend den Vorgaben des 
§ 120a Abs. 4 AktG wird der Vergütungsbericht der Hauptversammlung der Uniper SE am 15. Mai 2024 
zur Billigung vorgelegt.

Vorstand und Aufsichtsrat haben der Hauptversammlung am 24. Mai 2023 den nach § 162 AktG 
erstellten Vergütungsbericht für das Geschäftsjahr 2022 zur Beschlussfassung über die Billigung 
vorgelegt, die von dieser mit einer Zustimmungsquote von 99,99 % erteilt wurde. Vorstand und 
Aufsichtsrat sehen diese klare Zustimmung als Bestätigung, dass Form und Inhalt der Vergütungs-
berichterstattung auf eine hohe Akzeptanz bei den Aktionären gestoßen ist und werden daher die 
bisherige Struktur sowie den hohen Transparenzgrad beibehalten.

1.	� Rückblick auf das Geschäftsjahr 2023

Personelle Veränderungen im Vorstand und im Aufsichtsrat

Prof. Dr. Klaus-Dieter Maubach (Vorstandsvorsitzender/Chief Executive Officer (CEO)), David Bryson 
(Chief Operating Officer (COO)) und Tiina Tuomela (Finanzvorstand/Chief Financial Officer (CFO)) sind 
jeweils mit Wirkung zu Ende Februar 2023 aus dem Vorstand der Uniper SE ausgeschieden.

Der Aufsichtsrat der Uniper SE hat Dr. Jutta A. Dönges am 20. Januar 2023 als CFO und Holger 
Kreetz am 10. Februar 2023 als COO in den Vorstand der Uniper SE berufen, jeweils mit Wirkung zum 
1. März 2023. Dr. Jutta A. Dönges, die seit Dezember 2022 dem Aufsichtsrat der Uniper SE angehörte, 
hat ihr Mandat im Aufsichtsrat der Uniper SE mit Wirkung zum 28. Februar 2023 niedergelegt. Holger 
Kreetz war bis dahin Leiter des Bereichs Asset Management bei Uniper.

In einer außerordentlichen Sitzung am 24. März 2023 hat der Aufsichtsrat der Uniper SE beschlossen, 
Michael Lewis zum neuen CEO der Uniper SE zu bestellen. Die formale Bestellung von Michael Lewis 
als CEO durch den Aufsichtsrat der Uniper SE mit Wirkung zum 1. Juni 2023 erfolgte am 3. Mai 2023.

Zudem bestellte der Aufsichtsrat der Uniper SE am 15. Mai 2023 Dr. Carsten Poppinga mit Wirkung zum 
1. August 2023 in den Vorstand der Uniper SE. Dr. Carsten Poppinga übernahm die Funktion des Chief 
Commercial Officer (CCO) und folgte auf Niek den Hollander, der wie angekündigt zum 31. Juli 2023 aus 
dem Vorstand ausgeschieden ist.

Dr. Gerhard Holtmeier, seit Dezember 2022 Geschäftsführer der UBG Uniper Beteiligungsholding GmbH, 
ist seit dem 21. März 2023 neues Mitglied des Aufsichtsrats der Uniper SE. Dr. Gerhard Holtmeier 
wurde vom Bundesministerium der Finanzen und der UBG als Nachfolger von Dr. Jutta A. Dönges 
vorgeschlagen. Das Amtsgericht Düsseldorf hat Dr. Holtmeier wie auch weitere Anteilseignervertreter 
als Aufsichtsratsmitglieder bestellt. Die ordentliche Hauptversammlung der Uniper SE hat die zunächst 
gerichtlich bestellten Anteilseignervertreter am 24. Mai 2023 in den Aufsichtsrat gewählt.

https://www.uniper.energy/de/investoren/corporate-governance/verguetung
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Neues Vergütungssystem für die Vorstandsmitglieder der Uniper SE

Der zwischen der Uniper SE und der Bundesrepublik Deutschland am 19. Dezember 2022 geschlossene 
Rahmenvertrag für das Maßnahmenpaket zur finanziellen Stabilisierung des Uniper-Konzerns 
einschließlich der hierzu ergangenen beihilferechtlichen Auflagen der EU-Kommission und das 
Energiesicherungsgesetz (EnSiG) sehen Auflagen für die Vergütung der Vorstandsmitglieder von 
Uniper SE vor („Vergütungsauflagen“).

Dementsprechend stellt Uniper sicher, dass so lange nicht mindestens 75 % der Stabilisierungsmaß-
nahme zurückgeführt sind oder ggf. weitergehende beihilferechtliche Vorgaben erfüllt sind,

(a)	�für kein Mitglied der Geschäftsleitung (unter Einbeziehung von etwaigen Konzernbezügen im Fall 
einer Doppelbeschäftigung bei einer anderen Gruppengesellschaft) ein Anspruch auf eine Vergütung 
gewährt, d. h. weder versprochen, ausgezahlt noch in bedingter oder sonstiger Form begründet 
oder in Aussicht gestellt wird, der über die Festvergütung dieses Mitglieds zum 31. Dezember 2021 
hinausgeht. Für Personen, die danach Mitglied der Geschäftsleitung der Uniper werden (oder deren 
Verantwortlichkeiten sich innerhalb der Geschäftsleitung ändern), gilt als Obergrenze der Vergütung 
die Festvergütung von Mitgliedern der Geschäftsleitung derselben Verantwortungsstufe zum 
31. Dezember 2021. Dies gilt vorbehaltlich entgegenstehender zwingender, gesetzlicher Pflichten der 
Gesellschaft;

(b)	�Mitgliedern der Geschäftsleitung (jeweils unter Einbeziehung von etwaigen Konzernbezügen im 
Fall einer Doppelbeschäftigung bei einer anderen Gruppengesellschaft), (a) keine Boni, andere 
variable oder andere vergleichbare Vergütungsbestandteile (b) keine (sonstigen) über die Festver-
gütung hinausgehende Vergütungsbestandteile im Sinne von § 87 Abs. 1 Satz 1 AktG und (c) keine in 
das freie Ermessen des Unternehmens gestellten Sonderzahlungen (auch in Form von Anteilen), 
Gratifikationen, Prämien oder Vergütungsbestandteile oder rechtlich nicht gebotene Abfindungen 
gewährt, d. h. weder versprochen, ausgezahlt noch in bedingter oder sonstiger Form begründet oder 
in Aussicht gestellt werden.

„Mitglieder der Geschäftsleitung“ sind in diesem Zusammenhang die Vorstandsmitglieder der 
Uniper SE.

Vor diesem Hintergrund hat der Aufsichtsrat der Uniper SE Ende des Jahres 2022 ein neues 
Vergütungssystem beschlossen, das den Vergütungsauflagen im Rahmen des Maßnahmenpakets zur 
finanziellen Stabilisierung von Uniper Rechnung trägt und daher keine variable Vergütung vorsieht. 
Damit gibt es auch keine Leistungskriterien, über deren Anwendung im Geschäftsjahr 2023 berichtet 
werden kann. Die Inanspruchnahme des Maßnahmenpakets stellt den Geschäftsbetrieb sowie die 
Liquidität der Gesellschaft sicher, gewährleistet finanzielle Stabilität und fördert damit die langfristige 
Entwicklung der Gesellschaft. Das neue Vergütungssystem wurde von der Hauptversammlung am 
24. Mai 2023 mit einer Zustimmungsquote von 99,99 % gebilligt und ist rückwirkend zum 1. Januar 2023 
in Kraft getreten. Die wesentlichen Änderungen des Vergütungssystems stellen sich wie folgt dar:
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Vergütungssystem des Vorstands
Bisheriges Vergütungssystem 

(gebilligt am 19. Mai 2021)
Vergütungs-

element
Neues Vergütungssystem
(gebilligt am 24. Mai 2023)

Erfolgsunabhängige Vergütung (Festvergütung)
• Die Mitglieder des Vorstands erhalten eine 

feste Grundvergütung, die monatlich als 
Gehalt ausgezahlt wird

Grund-
vergütung

• Die Mitglieder des Vorstands erhalten eine 
feste Grundvergütung, die monatlich als 
Gehalt ausgezahlt wird

• Sachbezüge und marktübliche 
Nebenleistungen (Bereitstellung eines 
Dienstwagens, Übernahme von Kosten im 
Zusammenhang mit Vorsorgeuntersuchungen, 
Unfallversicherung…)

Neben-
leistungen

• Sachbezüge und marktübliche 
Nebenleistungen (Bereitstellung eines 
Dienstwagens oder einer vergleichbaren 
Leistung, Übernahme von Kosten im 
Zusammenhang mit Vorsorgeuntersuchungen, 
Unfallversicherung …)

• Beitragsorientierte Altersversorgung in Höhe 
von max. 18 % der beitragsfähigen Bezüge

Versorgungs-
zusagen

• Beitragsorientierte Altersversorgung in Höhe 
von max. 18 % der beitragsfähigen Bezüge

Erfolgsabhängige Vergütung (Variable Vergütung)
• Plantyp: Zielbonus
• Leistungszeitraum: 1 Jahr
• Bemessungsgrößen:

• Adjusted Net Income
• Individuelle Ziele/Teamziele

• Cap: 200 %

Jährliche 
Tantieme 

(STI)
Entfällt

• Plantyp: Performance Cash Plan
• Leistungszeitraum: 3 Jahre
• Bemessungsgrößen:

• Adjusted Net Income
• Zahlungswirksame CAPEX
• Portfolio-Transformation
• ESG-Ziele

• Cap: 250 %

Long-Term 
Incentive 

(LTI)
Entfällt

Weitere Vertrags- und Systembestandteile
• Vorstandsvorsitzender: 6,2 Mio. €
• Ordentliches Vorstandsmitglied: 3,5 Mio. €

Maximal-
vergütung

• Vorstandsvorsitzender: 2 Mio. €
• Ordentliches Vorstandsmitglied: 1,4 Mio. €

• Im Falle eines fehlerhaften 
Konzernabschlusses und im Falle von 
Compliance-Verstößen ist die Möglichkeit zur 
Reduktion (Malus) und zur Rückforderung 
(Clawback) der variablen Vergütung 
vorgesehen

Malus und 
Clawback Entfällt

• Abfindungen sind auf die Vergütung für einen 
Zeitraum von zwei Jahren, in jedem Fall auf 
die Vergütung der Restlaufzeit des 
Dienstvertrages begrenzt

• Bei vorzeitigem Verlust der Vorstandsposition 
aufgrund eines Kontrollwechsels (Change-of-
Control-Ereignis) haben die Mitglieder des 
Vorstands Anspruch auf eine Abfindung. 

• Etwaige Abfindungszahlungen werden auf die 
Karenzentschädigung angerechnet

Regelungen 
bei Vertrags-
beendigung

• Abfindungen – sofern rechtlich geboten –
sind auf die Vergütung für einen Zeitraum von 
zwei Jahren, in jedem Fall auf die Vergütung 
der Restlaufzeit des Dienstvertrages begrenzt

• Weder Anspruch auf eine Abfindung noch 
Sonderkündigungsrecht bei Eintritt eines 
Kontrollwechsels (Change-of-Control-
Ereignis)

• Etwaige Abfindungszahlungen werden auf die 
Karenzentschädigung angerechnet

2.	� Grundzüge der Vorstandsvergütung

Grundvergütung

Die Mitglieder des Vorstands erhalten eine feste Grundvergütung, die monatlich als Gehalt ausgezahlt 
wird. Für den Vorstandsvorsitzenden beläuft sich die jährliche Grundvergütung auf 1,24 Mio. €, für die 
ordentlichen Vorstandsmitglieder auf 0,7 Mio. €.

Nebenleistungen

Es werden Sachbezüge und marktübliche Nebenleistungen, wie die Übernahme der Mobilitäts-
kosten über die Bereitstellung eines Dienstwagens (für den Vorstandsvorsitzenden mit Fahrer) oder 
einer vergleichbaren Leistung (z. B. Bereitstellung einer BahnCard 100), die Übernahme von Kosten 
im Zusammenhang mit Vorsorgeuntersuchungen sowie eine Reisegepäck- und Unfallversicherung 
gewährt.
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Der Aufsichtsrat hat weiterhin die Möglichkeit, soweit dies im Einzelfall als nicht vermeidbar 
eingeschätzt wird, neuen Vorstandsmitgliedern einmalig eine Nachteilsausgleichszahlung zu gewähren. 
Dadurch können einem neuen Vorstandsmitglied insbesondere nachgewiesene Verluste von bereits 
gewährter Vergütung des ehemaligen Arbeitgebers kompensiert werden, die durch den Wechsel zu 
Uniper entstehen könnten. Darüber hinaus können vorübergehend Umzugs- sowie Mietkosten erstattet 
werden, die im Zuge einer Neubestellung und des damit verbundenen Wohnortwechsels entstehen. 
Damit stellt der Aufsichtsrat die notwendige Flexibilität bei der Gewinnung der bestmöglichen 
Kandidaten für den Vorstand sicher.

Michael D. Lewis hat eine einmalige Ausgleichszahlung in Höhe von rund 0,7 Mio. € in bar erhalten. 
Zusätzlich wird ein Betrag in Höhe von rund 0,1 Mio. € der betrieblichen Altersversorgung zugeführt. 
Die Ausgleichszahlungen erfolgten, um entgangene Vergütungszusagen von seinem vorherigen Arbeit-
geber auszugleichen, die durch seinen Wechsel zur Uniper SE entstanden sind. Michael D. Lewis ist 
verpflichtet, die Ausgleichszahlungen zu erstatten, sofern der Dienstvertrag vor Ablauf von drei Jahren 
aus einem Grund endet, der eine Abfindungszahlung ausschließt.

Zudem ist eine Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung mit einem Selbstbehalt in Höhe von 10 % 
des jeweiligen Schadens, der pro Jahr auf 150 % der jährlichen festen Grundvergütung begrenzt ist, 
vereinbart.

Beitragsorientierte Altersversorgung

Die Uniper SE gewährt den Vorstandsmitgliedern eine beitragsorientierte Altersversorgung in Form 
eines Beitragsplans. Dazu wird jährlich ein Beitrag in Höhe von maximal 18 % der beitragsfähigen 
Bezüge (Grundvergütung und die unter dem Vergütungssystem 2021 zugesagte Tantieme bei 100 % 
Zielerreichung) gewährt. Die Höhe der jährlichen Beiträge setzt sich aus einem festen Basisprozentsatz 
(14 %) und einem Matchingbeitrag (4 %) zusammen. Voraussetzung für die Gewährung des Matching-
beitrags ist, dass das Vorstandsmitglied seinerseits einen Mindestbeitrag in gleicher Höhe durch 
Entgeltumwandlung leistet. Der durch die Gesellschaft finanzierte Matchingbeitrag wird ausgesetzt, 
wenn der durch den Aufsichtsrat festgesetzte Korridor für die Dividendenausschüttung in drei 
aufeinander folgenden Jahren unterschritten wird. Die Gutschriften werden nach versicherungs-
mathematischen Grundsätzen in einen Kapitalbaustein (bezogen auf das 62. Lebensjahr) umgerechnet 
und den Versorgungskonten der Vorstandsmitglieder gutgeschrieben. Der hierzu verwendete Zinssatz 
wird in jedem Jahr abhängig vom Renditeniveau langfristiger Bundesanleihen ermittelt. Das auf dem 
Versorgungskonto angesammelte Guthaben kann nach Wahl des Vorstandsmitglieds (frühestens im 
Alter von 62 Jahren) oder der Hinterbliebenen als lebenslange Rente, in Raten oder als Einmalbetrag 
ausgezahlt werden.

Nachfolgend sind die Aufwendungen und der Barwert der Pensionsverpflichtungen für die arbeit-
geberfinanzierte Zusage ohne Beiträge aus einer Entgeltumwandlung dargestellt. Der Barwert der 
Pensionsverpflichtungen ist nach den Vorgaben der International Financial Reporting Standards (IFRS) 
ermittelt worden. Die Abzinsung erfolgte mit dem IFRS-Rechnungszins für Pensionsverpflichtungen 
in Höhe von 3,70 % (2022: 3,70 %). Die Anwartschaften auf die betriebliche Altersversorgung sind mit 
dem Ausscheiden vor Ablauf der gesetzlichen Unverfallbarkeitsfrist von drei Jahren für Prof. Dr. Klaus-
Dieter Maubach und Tiina Tuomela verfallen, lediglich die durch die Entgeltumwandlung entstandenen 
Anwartschaften bleiben bestehen. Für David Bryson und Niek den Hollander waren die Anwartschaften 
auf die betriebliche Altersversorgung zum Zeitpunkt ihres Ausscheidens bereits unverfallbar. Die Höhe 
der jeweiligen Ansprüche bei Eintritt des Versorgungsfalls richtet sich nach dem erreichten Stand des 
Versorgungskontos inklusive etwaiger Zinsgutschriften.
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Vorstandspensionen nach IFRS

2023 2022 2023 2022 2023 2022

Zum 31.12.2023 amtierende Vorstandsmitglieder

Michael D. Lewis (seit 01. Juni 2023)¹⁾ 79 - 343 - 422 -

Dr. Jutta A. Dönges (seit 01. März 2023) 143 - 65 - 208 -

Holger Kreetz (seit 01. März 2023) 164 - 54 - 218 -

Dr. Carsten Poppinga (seit 01. August 2023) 0 - 145 - 145 -

Im Geschäftsjahr ausgeschiedene Vorstandsmitglieder

Prof. Dr. Klaus-Dieter Maubach (bis 28. Februar 2023) 117 332 -653 -45 0 536

David Bryson (bis 28. Februar 2023) 90 247 -67 -227 617 594

Niek den Hollander (bis 31. Juli 2023) 208 242 -8 -204 622 422

Tiina Tuomela (bis 28. Februar 2023) 76 258 -458 -133 0 382

Summe 877 1.079 -579 -608 2.233 1.934

1) Michael D. Lewis wird ein Betrag in Höhe von rund 0,1 Mio. € der betrieblichen Altersversorgung zugeführt, der ihm durch seinen Wechsel zur Uniper SE entgangene 
Vergütungszusagen bei seinem vorherigen Arbeitgeber ausgleicht.
2) Neben dem Aufwand (Service Cost & Interest Cost) im Geschäftsjahr erklären die versicherungsmathematischen Gewinne/Verluste die Entwicklung des Barwerts der 
Pensionsverpflichtungen zwischen den jeweiligen Stichtagen. Aufgrund der unterjährigen Eintritte nach dem ersten Quartal des Geschäftsjahres 2023 von Michael D. Lewis und 
Dr. Carsten Poppinga wird der Aufwand in den versicherungsmathematischen Gewinnen erfasst.

in Tausend € 

Barwert der 
Pensionsverplichtungen 

zum 31. Dezember

Aufwand (Service Cost & 
Interest Cost) im Geschäftsjahr

Versicherungsmathematische 
(Gewinne)/Verluste 

im Geschäftsjahr2)

Mandatsbezüge

Die Mitglieder des Vorstands der Uniper SE nehmen Aufsichtsratsmandate in Tochtergesellschaften 
der Uniper SE wahr. Gemäß Vergütungssystem verzichten die Mitglieder des Vorstands der Uniper SE 
auf Bezüge für derartige Mandate. Sitzungsgelder und Kostenersatz im üblichen Rahmen bleiben 
unberührt und dürfen vereinnahmt werden. Bei der Übernahme konzernfremder Aufsichtsratsmandate 
entscheidet der Aufsichtsrat der Uniper SE, ob und inwieweit die Vergütung anzurechnen ist.

Leistungen Dritter

Im Geschäftsjahr 2023 haben keine Vorstandsmitglieder Leistungen von einem Dritten im Hinblick auf 
ihre Tätigkeit als Vorstandsmitglied der Uniper SE erhalten.

Leistungen bei Beendigung der Vorstandstätigkeit

Im Falle der vorzeitigen Beendigung des Dienstvertrags durch die Uniper SE ist eine Abfindung auf die 
Jahresfestvergütung für einen Zeitraum von zwei Jahren ab der vorzeitigen Beendigung des Dienstver-
trages, in jedem Fall auf die Vergütung der Restlaufzeit des Dienstvertrags begrenzt. Es besteht kein 
Abfindungsanspruch, wenn der Dienstvertrag aufgrund einer Abberufung im Sinne des § 84 Abs. 4 AktG 
wegen einer vom Vorstandsmitglied zu vertretenden Pflichtwidrigkeit endet, ein wichtiger Grund im 
Sinne von § 626 BGB für die Kündigung des Dienstvertrags vorlag oder das Amt seitens des Vorstands-
mitglieds niedergelegt wurde, ohne dass eine weitere Ausübung des Amtes aufgrund schwerwiegender 
Pflichtverletzungen der Gesellschaft unzumutbar gewesen wäre.

Sofern die Uniper SE nicht darauf verzichtet, besteht nach Beendigung der Vorstandsdienstverträge 
ein nachvertragliches Wettbewerbsverbot. Den Mitgliedern des Vorstands ist es hiernach untersagt, für 
einen Zeitraum von 12 Monaten nach Beendigung des Dienstvertrags mittelbar oder unmittelbar für ein 
Unternehmen als Organ (Geschäftsführer, Vorstand) oder Generalbevollmächtigter, in einer Leitungs-
position oder einer ähnlichen Funktion tätig zu werden, das im direkten oder indirekten Wettbewerb 
zur Uniper SE oder mit ihr verbundenen Unternehmen steht. Die Vorstandsmitglieder erhalten während 
dieser Zeit am Ende eines jeden Kalendermonats eine Entschädigung in Höhe von einem Zwölftel der 
Jahresvergütung. Etwaige Abfindungszahlungen werden auf die Karenzentschädigung angerechnet.

Prof. Dr. Klaus-Dieter Maubach, David Bryson und Niek den Hollander haben im Geschäftsjahr 2023 im 
Rahmen der Beendigung ihrer Tätigkeit eine Karenzentschädigung für das nachvertragliche Wett-
bewerbsverbot erhalten. Die Höhe der Karenzentschädigung wurde entsprechend des zu dem Zeitpunkt 
gültigen Dienstvertrags auf Basis von 100 % der vormaligen Jahreszielvergütung (d. h. inklusive jährliche 
Tantieme und Long-Term Incentive) ermittelt und wurde für den Zeitraum April 2023 bis September 
2023 für Prof. Dr. Klaus-Dieter Maubach und David Bryson bzw. August 2023 bis Januar 2024 für Niek 
den Hollander gezahlt. Sie beträgt rund 1,55 Mio. € für Prof. Dr. Klaus-Dieter Maubach und jeweils rund 
0,88 Mio. € für David Bryson und Niek den Hollander. Im Falle von Tiina Tuomela wurde auf das nach-
vertragliche Wettbewerbsverbot verzichtet. Abfindungen wurden nicht gezahlt.
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Maximalvergütung

Gemäß § 87a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 AktG ist die Vergütung der Vorstandsmitglieder auf einen Maximal-
betrag begrenzt (Maximalvergütung). Die Summe aller Auszahlungen bzw. der Aufwand im Falle der 
Nebenleistungen und der Versorgungszusagen, die aus Zusagen eines Jahres resultieren, ist auf 
diesen Maximalbetrag beschränkt, unabhängig davon, wann die Auszahlungen erfolgen. Gemäß des 
neuen Vergütungssystems (gebilligt am 24. Mai 2023) beträgt die Maximalvergütung 2,0 Mio. € für den 
Vorstandsvorsitzenden und 1,4 Mio. €. für die ordentlichen Vorstandsmitglieder. Für Vorstandsmitglieder, 
die vor dem 24. Mai 2023 bestellt wurden, gilt das zuvor gebilligte Vergütungssystem und die Maximal-
vergütung beläuft sich auf 6,2 Mio. € für den Vorstandsvorsitzenden und 3,5 Mio. € für die ordentlichen 
Vorstandsmitglieder.

Aufgrund des Ausschlusses der erfolgsabhängigen Vergütung wird die jeweils maßgebliche Maximal-
vergütung gemäß § 87a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 für das Geschäftsjahr 2023 eingehalten.

3.	� Individualisierte Höhe der Vorstandsvergütung

Die folgenden Tabellen zeigen die individuell gewährten und geschuldeten Vergütungen im Geschäfts-
jahr 2023 gemäß § 162 AktG (Grundvergütung und Aufwand für Nebenleistungen) zuzüglich des 
Aufwands für Versorgungszusagen sowie deren jeweiliger relativer Anteil. Der Begriff „gewährte 
und geschuldete Vergütung“ stellt darauf ab, in welchem Umfang die Vorstandsmitglieder Zahlungen 
erhalten und stellt diejenigen Vergütungen dar, für die die zugrundeliegende Tätigkeit mit Ablauf des 
Geschäftsjahres 2023 vollständig erbracht wurde. Darüber hinaus wird für die im Geschäftsjahr 2023 
aktiven Vorstandsmitglieder aus Transparenzgründen die gewährte und geschuldete Vergütung des 
Vorjahres, d. h. des Geschäftsjahres 2022, dargestellt. Vor dem Hintergrund der Inanspruchnahme 
eines KfW Kredits im Frühjahr 2022 wird für das Geschäftsjahr 2022 keine jährliche Tantieme gewährt 
oder geschuldet. Daneben sind im neuen Vergütungssystem erfolgsabhängige Vergütungsbestandteile 
(Short-Term Incentive und Long-Term Incentive) aufgrund des Stabilisierungspakets und des damit 
einhergehenden Rahmenvertrags für das Geschäftsjahr 2023 weiterhin ausgeschlossen.

Gewährte und geschuldete Vergütung - Zum 31.12.2023 amtierende Vorstandsmitglieder

2022 2022

in Tsd. € in % in Tsd. € in Tsd. € in % in Tsd. €

Grundvergütung 723 50% - 583 95% -

Nebenleistungen¹⁾ 10 1% - 28 5% -

Sonstige Vergütung²⁾ 709 49% - 0 0% -

Summe 1.443 100% - 611 100% -

Jährliche Tantieme - - - -

Long-Term Incentive - - - -

Summe gewährte und geschuldete Vergütung 1.443 100% - 611 100% -

Versorgungsaufwand (service cost) 79 - 142 -

Gesamtsumme 1.522 - 752 -

1) Neben den üblichen Nebenleistungen ist hier ebenfalls die im Zuge der Bestellung von Dr. Jutta A. Dönges zugesagte Übernahme der Mietkosten enthalten. 
2) Die sonstige Vergütung für Michael D. Lewis besteht aus einer einmaligen Zahlung, die ihm durch seinen Wechsel zur Uniper SE entgangene Vergütungszusagen (Long-Term 
Incentive) bei seinem vorherigen Arbeitgeber ausgleicht. Michael D. Lewis ist verpflichtet, die Ausgleichszahlung zu erstatten, sofern der Dienstvertrag vor Ablauf von drei 
Jahren aus einem Grund endet, der eine Abfindungszahlung ausschließt. Desweiteren erhielt Michael D. Lewis rund 660 € Sitzungsgelder für die Teilnahme an 
Aufsichtsratssitzungen von Tochtergesellschaften.

Michael D. Lewis 
seit 01. Juni 2023

Dr. Jutta A. Dönges 
seit 01. März 2023

(Vorstandsvorsitzender - CEO) (Finanzvorstand - CFO)

2023 2023
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Gewährte und geschuldete Vergütung - Zum 31.12.2023 amtierende Vorstandsmitglieder

2022 2022

in Tsd. € in % in Tsd. € in Tsd. € in % in Tsd. €

Grundvergütung 292 97% - 583 98% -

Nebenleistungen 8 3% - 13 2% -

Summe 300 100% - 596 100% -

Jährliche Tantieme - - - -

Long-Term Incentive - - - -

Summe gewährte und geschuldete Vergütung 300 100% - 596 100% -

Versorgungsaufwand (service cost) 0 - 164 -

Gesamtsumme 300 - 760 -

Dr. Carsten Poppinga 
seit 01. August 2023

Holger Kreetz 
seit 01. März 2023

(Mitglied des Vorstands - CCO) (Mitglied des Vorstands - COO)

2023 2023

 

Gewährte und geschuldete Vergütung - Im Geschäftsjahr 2023 ausgeschiedene Vorstandsmitglieder

2022 2022

in Tsd. € in % in Tsd. € in Tsd. € in % in Tsd. €

Grundvergütung¹⁾ 310 17% 1.240 175 86% 700

Nebenleistungen²⁾ 4 0% 16 29 14% 73

Sonstige Vergütung³⁾ 1.550 83% - - -

Summe 1.864 100% 1.256 204 100% 773

Jährliche Tantieme - - - -

Long-Term Incentive - - - -

Summe gewährte und geschuldete Vergütung 1.864 100% 1.256 204 100% 773

Versorgungsaufwand (service cost) 111 329 71 255

Gesamtsumme 1.975 1.585 276 1.028

Prof. Dr. Klaus-Dieter Maubach
bis 28. Februar 2023

Tiina Tuomela
bis 28. Februar 2023

(Vorstandsvorsitzender - CEO) (Finanzvorstand - CFO)

2023 2023

1) Die Bestellung von Prof. Dr. Klaus-Dieter Maubach und Tiina Tuomela endete mit Ablauf des 28. Februar 2023, während die Dienstverträge mit Ablauf des 31. März 2023 
endeten. Daher erhielten beide eine anteilige Vergütung für drei Monate.
2) Neben den üblichen Nebenleistungen ist hier ebenfalls die im Zuge der Bestellung von Tiina Tuomela zugesagte Übernahme der Mietkosten enthalten. 
3) Prof. Dr. Klaus-Dieter Maubach hat im Geschäftsjahr 2023 im Rahmen der Beendigung seiner Tätigkeit eine Karenzentschädigung für das nachvertragliche 
Wettbewerbsverbot erhalten. Die Höhe der Karenzentschädigung wurde gemäß Dienstvertrag auf Basis von 100 % der vormaligen Jahreszielvergütung ermittelt und wurde für 
den Zeitraum April 2023 bis September 2023 gezahlt. Im Falle von Tiina Tuomela wurde auf das nachvertragliche Wettbewerbsverbot verzichtet. Desweiteren erhielt Prof. Dr. 
Klaus-Dieter Maubach rund 381 € Sitzungsgelder für die Teilnahme an Aufsichtsratssitzungen von Tochtergesellschaften.

Gewährte und geschuldete Vergütung - Im Geschäftsjahr 2023 ausgeschiedene Vorstandsmitglieder

2022 2022

in Tsd. € in % in Tsd. € in Tsd. € in % in Tsd. €

Grundvergütung¹⁾ 408 31% 700 175 17% 700

Nebenleistungen²⁾ 16 1% 25 3 0% 18

Sonstige Vergütung³⁾ 875 67% - 875 83% -

Summe 1.299 100% 725 1.054 100% 718

Jährliche Tantieme - - - -

Long-Term Incentive - - - -

Summe gewährte und geschuldete Vergütung 1.299 100% 725 1.054 100% 718

Versorgungsaufwand (service cost) 190 237 66 240

Gesamtsumme⁴⁾⁾ 1.489 963 1.120 958

1) Die Bestellung von David Bryson endete mit Ablauf des 28. Februar 2023, während der Dienstvertrag mit Ablauf des 31. März 2023 endete. Daher erhielt er eine anteilige 
Vergütung für drei Monate.
2) Neben den üblichen Nebenleistungen ist hier ebenfalls die im Zuge der Bestellung von Niek den Hollander zugesagte Übernahme der Mietkosten enthalten. 
3) David Bryson und Niek den Hollander haben im Geschäftsjahr 2023 im Rahmen der Beendigung ihrer Tätigkeit eine Karenzentschädigung für das nachvertragliche 
Wettbewerbsverbot erhalten. Die Höhe der Karenzentschädigung wurde gemäß Dienstvertrag auf Basis von 100 % der vormaligen Jahreszielvergütung ermittelt und wird für 
David Bryson für den Zeitraum April 2023 bis September 2023 und für Niek den Hollander für den Zeitraum August 2023 bis Januar 2024 gezahlt.
4) Für Niek den Hollander ist das bisherige Vergütungssystem (gebilligt am 19. Mai 2021) und die darin definierte Maximalvergütung von 3,5 Mio. € maßgeblich.

(Mitglied des Vorstands - CCO)

Niek den Hollander
bis 31. Juli 2023

David Bryson
bis 28. Februar 2023

(Mitglied des Vorstands - COO)

2023 2023

Im Geschäftsjahr 2023 wurde keine Vergütung für frühere Mitglieder des Vorstands gewährt oder 
geschuldet. Zudem wurden keine variablen Vergütungsbestandteile zurückgefordert.

4.	� Grundzüge der Aufsichtsratsvergütung

Die von der Hauptversammlung festgelegte Vergütung für die Mitglieder des Aufsichtsrats ist in § 15 
der Satzung der Uniper SE geregelt. Ziel der Vergütung ist es, die Unabhängigkeit des Aufsichtsrats 
als Überwachungsorgan zu stärken. Die Vergütung des Aufsichtsrats der Uniper SE trägt diesem 
Ziel und den damit verbundenen Aufgaben und Leistungen der Aufsichtsratsmitglieder Rechnung. 
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So werden neben der Festvergütung funktionsspezifische Anforderungen, zeitliche Belastungen und 
Verantwortungen berücksichtigt. Dies erfolgt zum einen durch die hervorgehobene Vergütung des 
Aufsichtsratsvorsitzenden und seiner Stellvertreter sowie zum anderen durch die Vergütung für 
eine Tätigkeit in Ausschüssen. Die angemessene und funktionsgerechte Vergütung ermöglicht es, 
geeignete Kandidaten für das Aufsichtsratsamt zu gewinnen und zu halten. Dies trägt zur langfristigen 
Entwicklung des Uniper-Konzerns bei.

Gemäß § 113 Abs. 3 Satz 1 AktG ist bei börsennotierten Gesellschaften mindestens alle vier Jahre ein 
Beschluss über die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder zu fassen. Die Vergütung der Aufsichts-
ratsmitglieder wird regelmäßig auf ihre Angemessenheit hin überprüft. Dabei wird die Vergütung der 
Aufsichtsratsmitglieder im Verhältnis zu Unternehmen, die hinsichtlich der Kriterien Sitz des Unter-
nehmens, Größe und wirtschaftliche Lage mit dem Uniper-Konzern vergleichbar sind, geprüft. Dabei 
hat der Aufsichtsrat bisher die Unternehmen des MDAX als vergleichbare Unternehmen definiert. 
Anpassungen der Aufsichtsratsvergütung werden der Hauptversammlung vom Aufsichtsrat, unter-
stützt durch den Präsidialausschuss, vorgeschlagen.
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5.	� Individualisierte Höhe der Aufsichtsratsvergütung

Die folgenden Tabellen zeigen die den Aufsichtsratsmitgliedern individuell gewährten und geschuldeten 
Vergütungen sowie die jeweiligen relativen Anteile an der Gesamtvergütung. Darüber hinaus wurden 
dem Aufsichtsrat Auslagen in Höhe von insgesamt rund 33 T€ (2022: 2 T€) erstattet.

Vergütung des Aufsichtsrats
2022

in Tsd. € in % in Tsd. € in % in Tsd. € in % in Tsd. € in Tsd. €

Zum 31.12.2023 amtierende 
Aufsichsratsmitglieder

Thomas Blades

(Vorsitzender des Aufsichtsrats)

Harald Seegatz

(stellv. Vorsitzender des Aufsichtsrats)

Prof. Dr. Ines Zenke

(stellv. Vorsitzende des Aufsichtsrats)

Prof. Dr. Werner Brinker 70 67% 35 33% - - 105 97

Judith Buss 70 50% 70 50% - - 140 140

Dr. Gerhard Holtmeier

(seit 21. März 2023)

Holger Grzella 70 82% 15 18% - - 85 59

Diana Kirschner 70 67% 35 33% - - 105 66

Viktoria Kulambi 70 82% 15 18% - - 85 79

Magnus Notini 70 82% 15 18% - - 85 53

Dr. Marcus Schenck 70 82% 15 18% - - 85 2

Immo Schlepper 70 67% 35 33% - - 105 92

IImm  GGeesscchhääffttssjjaahhrr  22002233  aauussggeesscchhiieeddeennee  AAuuffssiicchhttssrraattssmmiittgglliieeddeerr

Dr. Jutta Dönges

(bis 28. Februar 2023)

Summe 1.116 - 268 - 8 - 1.392 748

8

4

-

2023

67% 27 33%

140 100% 0 0% 140

- -

- 210210

55

67% 6 33% -

6% 148

17

-

0 0%

-

-

82

Jährliche 
Vergütung

Ausschuss-
vergütung

Vergütung aus Tochter-
unternehmen

Summe Summe

6

147

100% 0

94%

0% -

140

311

Bis zum Geschäftsjahr 2021 erhielten Aufsichtsratsmitglieder einen Teilbetrag in Höhe von 20 % 
der Aufsichtsratsvergütung in Form einer variablen Vergütung. Diese wurde als Anspruch auf eine 
zukünftige Zahlung in Form von virtuellen Aktien zugeteilt. Daher halten die damals bereits aktiven 
Aufsichtsratsmitglieder weiterhin virtuelle Aktien, deren Auszahlung noch aussteht. Aufgrund des 
Stabilisierungspakets der Bundesrepublik Deutschland darf für die Mitglieder des Aufsichts- oder 
Beirats oder sonstiger gesellschaftsrechtlicher Aufsichtsorgane der Uniper SE ein Anspruch auf eine 
Vergütung nur in Form eines Festgehalts entstehen. Entsprechend ist die Auszahlung ausstehender 
virtueller Aktien ausgeschlossen, solange nicht mindestens 75 % der Stabilisierungsmaßnahme zurück-
geführt sind oder ggf. weitergehende beihilferechtliche Vorgaben erfüllt sind.
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6.	� Vergleichende Darstellung der Vergütungs- und Ertragsentwicklung

Die nachstehende Übersicht stellt die Entwicklung der gemäß § 162 AktG gewährten und geschuldeten 
Vergütung der gegenwärtigen und früheren Vorstands- und Aufsichtsratsmitglieder, die Entwicklung 
der durchschnittlichen Vergütung der Arbeitnehmer sowie die Entwicklung des Ertrags des Uniper-
Konzerns über die letzten vier Jahre dar.

Die durchschnittliche Vergütung der Arbeitnehmer berücksichtigt die tariflichen und außertariflichen 
Mitarbeiter sowie Führungskräfte der Uniper SE in Deutschland (exklusive Vorstandsmitglieder, 
Aufsichtsratsmitglieder und Mitarbeiter des Bereiches Trading) auf Vollzeitäquivalenzbasis. Die 
durchschnittliche Vergütung der Arbeitnehmer berücksichtigt jegliche Vergütungsbestandteile, wie 
z. B. Grundvergütung, Weihnachtsgeld, Zuschlagszahlungen, Nebenleistungen, erfolgsabhängige 
Vergütungen und Sonderzahlungen.

Als Ertragskennzahl für den Konzern wird das Adjusted Net Income herangezogen, da es als interne 
Steuerungskennzahl und wichtiger Indikator für die Ertragskraft der Geschäftstätigkeit nach Steuern 
und nach Finanzergebnis genutzt wird. Zudem wird in Einklang mit § 162 AktG der Jahresüberschuss 
bzw. Jahresfehlbetrag gem. § 275 HGB in Mio. € der Uniper SE ausgewiesen.

Vergleichende Darstellung der Vergütungs- und Ertragsentwicklung1)

2023 in Tsd. € Δ in % 2022 in Tsd. € Δ in % 2021 in Tsd. € Δ in % 2020 in Tsd. €

ZZuumm  3311..1122..22002233  aammttiieerreennddee  VVoorrssttaannddssmmiittgglliieeddeerr

Michael D. Lewis (seit 01. Juni 2023) 1.443 - - - - - -

Dr. Jutta A. Dönges (seit 01. März 2023) 611 - - - - - -

Holger Kreetz (seit 01. März 2023) 596 - - - - - -

Dr. Carsten Poppinga (seit 01. August 2023) 300 - - - - - -

IImm  GGeesscchhääffttssjjaahhrr  22002233  aauussggeesscchhiieeddeennee  VVoorrssttaannddssmmiittgglliieeddeerr

Prof. Dr. Klaus-Dieter Maubach (bis 28. Februar 2023) 1.864 48% 1.256 -37% 1.999 - -

David Bryson (bis 28. Februar 2023) 1.054 47% 718 -52% 1.496 -31% 2.170

Niek den Hollander (bis 31. Juli 2023) 1.299 79% 725 -52% 1.504 45% 1.041

Tiina Tuomela (bis 28. Februar 2023) 204 -74% 773 -33% 1.155 - -

ZZuumm  3311..1122..22002233  aammttiieerreennddee  AAuuffssiicchhssrraattssmmiittgglliieeddeerr

Thomas Blades (Vorsitzender des Aufsichtsrats;
Mitglied seit 22. Dezember 2022) 210 3550% 6 - - - -

Harald Seegatz (stellv. Vorsitzender) 148 1% 147 -23% 190 29% 147

Prof. Dr. Ines Zenke (stellv. Vorsitzende des Aufsichtsrats;
Mitglied seit 22. Dezember 2022) 140 3550% 4 - - - -

Prof. Dr. Werner Brinker 105 8% 97 15% 85 77% 48

Judith Buss (seit 19. Mai 2021) 140 0% 140 61% 87 - -

Dr. Gerhard Holtmeier (seit 21. März 2023) 82 - - - - - -

Holger Grzella (seit 18. Mai 2022) 85 44% 59 - - - -

Diana Kirschner (seit 18. Mai 2022) 105 60% 66 - - - -

Viktoria Kulambi (seit 19. Mai 2021) 85 7% 79 82% 44 - -

Magnus Notini (seit 18. Mai 2022) 85 60% 53 - - - -

Dr. Marcus Schenck (seit 22. Dezember 2022) 85 3550% 2 - - - -

Immo Schlepper 105 15% 92 -10% 102 50% 68

IImm  GGeesscchhääffttssjjaahhrr  22002233  aauussggeesscchhiieeddeennee  AAuuffssiicchhttssrraattssmmiittgglliieeddeerr

Dr. Jutta Dönges (bis 28. Februar 2023) 17 490% 3 - - - -

AArrbbeeiittnneehhmmeerr

Durchschnitt Arbeitnehmer 89 -6% 95 5% 91 -2% 93

UUnntteerrnneehhmmeennss--PPeerrffoorrmmaannccee

Jahresüberschuss/Jahresfehlbetrag gem. § 275 HGB in Mio. € der Uniper SE 8.578 135% -24.202 -16500% 146 -71% 505

Adjusted Net Income in Mio. € des Uniper Konzern 4.432,0 160% -7.386 -916% 906 17% 775

1) Die jährliche Veränderung der einzelnen Vorstands- und Aufsichtsratsmitglieder ergibt sich insbesondere aufgrund unterjähriger Ein- und Austritte, Auszahlungen langfristiger Vergütungsbestandteile vergangener
Tranchen, Karenzentschädigungen sowie der Umstellung der Aufsichtsratsvergütung auf eine reine Festvergütung. Die Veränderung der Vergütung der Vorstandsmitglieder von 2021 auf 2022 lässt sich durch den
Ausschluss der erfolgsabhängigen Vergütung für das Geschäftsjahr 2022 im Zuge des Stabilisierungspakets erklären.
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Prüfungsvermerk des Wirtschaftsprüfers Courtney Love mistet aus – am 761. Tag

An die Uniper SE, Düsseldorf

Wir haben den zur Erfüllung des § 162 AktG aufgestellten Vergütungsbericht der Uniper SE, Düsseldorf 
für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2023 einschließlich der dazugehörigen 
Angaben geprüft.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats

Die gesetzlichen Vertreter und der Aufsichtsrat der Uniper SE sind verantwortlich für die Aufstellung 
des Vergütungsberichts, einschließlich der dazugehörigen Angaben, der den Anforderungen des 
§ 162 AktG entspricht. Die gesetzlichen Vertreter und der Aufsichtsrat sind auch verantwortlich für 
die internen Kontrollen, die sie als notwendig erachten, um die Aufstellung eines Vergütungsberichts, 
einschließlich der dazugehörigen Angaben, zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten 
oder unbeabsichtigten – falschen Angaben ist.

Verantwortung des Wirtschaftsprüfers

Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage unserer Prüfung ein Urteil zu diesem Vergütungsbericht, 
einschließlich der dazugehörigen Angaben, abzugeben. Wir haben unsere Prüfung unter Beachtung 
der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführt. Danach haben wir die Berufspflichten einzuhalten und die Prüfung so 
zu planen und durchzuführen, dass hinreichende Sicherheit darüber erlangt wird, ob der Vergütungs-
bericht, einschließlich der dazugehörigen Angaben, frei von wesentlichen falschen Angaben ist.

Eine Prüfung umfasst die Durchführung von Prüfungshandlungen, um Prüfungsnachweise für die im 
Vergütungsbericht enthaltenen Wertansätze einschließlich der dazugehörigen Angaben zu erlangen. 
Die Auswahl der Prüfungshandlungen liegt im pflichtgemäßen Ermessen des Wirtschaftsprüfers. Dies 
schließt die Beurteilung der Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeabsichtigter – falscher 
Angaben im Vergütungsbericht einschließlich der dazugehörigen Angaben ein. Bei der Beurteilung 
dieser Risiken berücksichtigt der Wirtschaftsprüfer das interne Kontrollsystem, das relevant ist für 
die Aufstellung des Vergütungsberichts einschließlich der dazugehörigen Angaben. Ziel hierbei ist es, 
Prüfungshandlungen zu planen und durchzuführen, die unter den gegebenen Umständen angemessen 
sind, jedoch nicht, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit des internen Kontrollsystems des Unternehmens 
abzugeben. Eine Prüfung umfasst auch die Beurteilung der angewandten Rechnungslegungsmethoden, 
der Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern und dem Aufsichtsrat ermittelten geschätzten 
Werte in der Rechnungslegung sowie die Beurteilung der Gesamtdarstellung des Vergütungsberichts 
einschließlich der dazugehörigen Angaben.

Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und angemessen 
sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zu dienen.

Prüfungsurteil

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der 
Vergütungsbericht für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2023 einschließlich der 
dazugehörigen Angaben in allen wesentlichen Belangen den Rechnungslegungsbestimmungen des 
§ 162 AktG.

Hinweis auf einen sonstigen Sachverhalt – Formelle Prüfung des Vergütungsberichts nach § 162 AktG

Die in diesem Prüfungsvermerk beschriebene inhaltliche Prüfung des Vergütungsberichts umfasst die 
von § 162 Abs. 3 AktG geforderte formelle Prüfung des Vergütungsberichts, einschließlich der Erteilung 
eines Vermerks über diese Prüfung. Da wir ein uneingeschränktes Prüfungsurteil über die inhaltliche 
Prüfung des Vergütungsberichts abgeben, schließt dieses Prüfungsurteil ein, dass die Angaben nach 
§ 162 Abs. 1 und 2 AktG in allen wesentlichen Belangen im Vergütungsbericht gemacht worden sind.
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Verwendungsbeschränkung

Wir erteilen diesen Prüfungsvermerk auf Grundlage des mit der Uniper SE geschlossenen Auftrags. 
Die Prüfung wurde für Zwecke der Gesellschaft durchgeführt und der Prüfungsvermerk ist nur zur 
Information der Gesellschaft über das Ergebnis der Prüfung bestimmt. Unsere Verantwortung für die 
Prüfung und für unseren Prüfungsvermerk besteht gemäß diesem Auftrag allein der Gesellschaft 
gegenüber. Der Prüfungsvermerk ist nicht dazu bestimmt, dass Dritte hierauf gestützt (Anlage und/
oder Vermögens-)Entscheidungen treffen. Dritten gegenüber übernehmen wir demzufolge keine 
Verantwortung, Sorgfaltspflicht oder Haftung; insbesondere sind keine Dritten in den Schutzbereich 
dieses Vertrages einbezogen. § 334 BGB, wonach Einwendungen aus einem Vertrag auch Dritten 
entgegengehalten werden können, ist nicht abbedungen.

Düsseldorf, den 27. Februar 2024

PricewaterhouseCoopers GmbH  
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Aissata Touré			  Frank Schemann

Wirtschaftsprüferin	� Wirtschaftsprüfer
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III. �Bericht des Vorstands gemäß 
§§ 203 Abs. 2 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 
zu Tagesordnungspunkt 8

§ 3 Abs. 5 der Satzung der Uniper SE sieht ein genehmigtes Kapital vor (Genehmigtes Kapital 2021). Das 
Genehmigte Kapital 2021 wurde bislang nicht ausgenutzt und beträgt nach wie vor EUR 145.112.289,00. 
Die Ermächtigung ist bis zum 18. Mai 2026 befristet. Vor diesem Hintergrund soll ein neues 
genehmigtes Kapital in Höhe von EUR 208.237.666,00 geschaffen werden (Genehmigtes Kapital 2024).

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen der Hauptversammlung daher vor, das bisherige Genehmigte 
Kapital 2021 aufzuheben und ein neues Genehmigtes Kapital 2024 in Höhe von EUR 208.237.666,00 zu 
schaffen.

Das Genehmigte Kapital 2024 wird vorgeschlagen, da die Gesellschaft jederzeit in der Lage sein muss, 
in den sich wandelnden Märkten im Interesse ihrer Aktionäre schnell und flexibel handeln zu können. 
Der Vorstand sieht es daher als seine Pflicht an, dafür zu sorgen, dass die Gesellschaft – unabhängig 
von konkreten Ausnutzungsplänen – stets über die notwendigen Instrumente der Kapitalbeschaffung 
verfügt. Da Entscheidungen über die Deckung eines Kapitalbedarfs in der Regel kurzfristig zu treffen 
sind, ist es wichtig, dass die Gesellschaft hierbei nicht vom Rhythmus der jährlichen Hauptver-
sammlungen abhängig ist. Mit dem Instrument des genehmigten Kapitals hat der Gesetzgeber diesem 
Erfordernis Rechnung getragen. Als gängigste Anlässe für die Inanspruchnahme eines genehmigten 
Kapitals sind dabei die Stärkung der Eigenkapitalbasis und die Finanzierung von Beteiligungserwerben 
zu nennen.

Bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2024 haben die Aktionäre grundsätzlich ein Bezugs-
recht.

Mit Zustimmung des Aufsichtsrats soll dieses Bezugsrecht jedoch ausgeschlossen werden können, 
wenn die neuen Aktien bei Barkapitalerhöhungen gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu einem Betrag 
ausgegeben werden, der den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet. Diese Ermächtigung versetzt 
die Gesellschaft in die Lage, Marktchancen in ihren verschiedenen Geschäftsfeldern schnell und flexibel 
zu nutzen und einen hierbei entstehenden Kapitalbedarf gegebenenfalls auch sehr kurzfristig zu 
decken. Der Ausschluss des Bezugsrechts ermöglicht dabei nicht nur ein zeitnäheres Agieren, sondern 
auch eine Platzierung der Aktien zu einem börsenkursnahen Preis, also ohne den bei Bezugsrechts-
emissionen in der Regel erforderlichen erheblichen Abschlag. Dies führt zu höheren Emissionserlösen 
zum Wohl der Gesellschaft. Zusätzlich kann mit einer derartigen Platzierung die Gewinnung neuer 
Aktionärsgruppen angestrebt werden. Bei Ausnutzung der Ermächtigung wird der Vorstand den 
Abschlag so niedrig bemessen, wie dies nach den zum Zeitpunkt der Platzierung vorherrschenden 
Marktbedingungen möglich ist. Die unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
ausgegebenen Aktien dürfen insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar weder im 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung.

Durch diese Vorgaben wird im Einklang mit der gesetzlichen Regelung dem Bedürfnis der Aktionäre 
im Hinblick auf einen Verwässerungsschutz ihres Anteilsbesitzes Rechnung getragen. Jeder Aktionär 
hat aufgrund des börsenkursnahen Ausgabekurses der neuen Aktien und aufgrund der größen-
mäßigen Begrenzung der bezugsrechtsfreien Kapitalerhöhung grundsätzlich die Möglichkeit, die zur 
Aufrechterhaltung seiner Anteilsquote erforderlichen Aktien zu vergleichbaren Bedingungen über die 
Börse zu erwerben. Es ist daher sichergestellt, dass die Vermögensinteressen bei einer Ausnutzung 
des Genehmigten Kapitals 2024 unter Ausschluss des Bezugsrechts angemessen gewahrt werden, 
während der Gesellschaft im Interesse aller Aktionäre weitere Handlungsspielräume eröffnet werden.

Darüber hinaus soll das Bezugsrecht ausgeschlossen werden können, soweit es erforderlich ist, 
um auch den Gläubigern von bestehenden und künftig auszugebenden Schuldverschreibungen ein 
Bezugsrecht auf neue Aktien geben zu können, wenn dies die Bedingungen der jeweiligen Schuld-
verschreibung vorsehen. Die Bedingungen solcher Schuldverschreibungen sehen in der Regel einen 
Verwässerungsschutz vor. Werden nach Begebung der Schuldverschreibung Aktien mit Bezugs-
recht unter dem aktuellen Börsenkurs der Aktie ausgegeben, wird – bei ansonsten gleichbleibenden 
Konditionen – der Wert des Options- bzw. Wandlungsrechts der Gläubiger von Schuldverschreibungen 
verringert. Zum Schutz der Gläubiger der Schuldverschreibungen wird diesen bei nachfolgenden 
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Aktienemissionen mit Bezugsrecht der Aktionäre in der Regel entweder eine Ermäßigung des 
Options- bzw. Wandlungspreises gewährt; alternativ dazu kann den Gläubigern nach den Bedingungen 
der Schuldverschreibungen ein Bezugsrecht auf neue Aktien eingeräumt werden, wie es auch den 
Aktionären zusteht. Die Gläubiger der Schuldverschreibungen werden damit so gestellt, als ob sie ihr 
Options- oder Wandlungsrecht bereits ausgeübt hätten bzw. eine Wandlungspflicht erfüllt wäre. Damit 
die Gesellschaft in der Lage ist, den Gläubigern der Schuldverschreibungen ein solches Bezugsrecht 
einzuräumen, ist ein Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre erforderlich. Die Möglichkeit, anstelle 
einer Ermäßigung des Options- bzw. Wandlungspreises den Gläubigern Aktien zu gewähren, kann für 
die Gesellschaft wirtschaftlich günstiger sein. Durch die Gewährung von Aktien statt einer Reduktion 
des Options- bzw. Wandlungspreises kann die Gesellschaft einen höheren Ausgabekurs für die bei der 
Wandlung oder Optionsausübung auszugebenden Aktien erzielen.

Das Bezugsrecht soll ferner ausgeschlossen werden können, um Aktien an Mitarbeiter und Führungs-
kräfte der Gesellschaft sowie Mitarbeiter verbundener Unternehmen im Wege einer Kapitalerhöhung 
auszugeben. Diese Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss soll es der Gesellschaft ermöglichen, 
durch die Ausgabe von Aktien an Mitarbeiter des Unternehmens eine zusätzliche Form der aktien-
basierten Vergütung zu gewähren und sie auf diese Weise stärker an das Unternehmen zu binden bzw. 
qualifizierte neue Mitarbeiter für das Unternehmen zu gewinnen. Das Genehmigte Kapital 2024 ergänzt 
damit die Möglichkeit zur Ausgabe eigener Aktien gemäß der Beschlussfassung zu Tagesordnungs-
punkt 10 der Hauptversammlung vom 15. Mai 2024. Der Vorstand wird sich bei der Frage der Gestaltung 
und Art der Bedingungen von Mitarbeiteraktien allein vom Interesse der Aktionäre und der Gesell-
schaft leiten lassen und hierbei insbesondere das Interesse der Altaktionäre an einer Vermeidung von 
Verwässerungseffekten durch Ausgabe neuer Aktien soweit als möglich berücksichtigen. Der Vorstand 
wird über seine Entscheidungen sowie über die Anzahl der in diesem Zusammenhang ausgegebenen 
Aktien berichten.

Ferner soll der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der 
Aktionäre ausnehmen können. Dies ermöglicht die Ausnutzung der Ermächtigung durch runde Beträge. 
Dadurch wird die Abwicklung einer Emission erleichtert. Die als sogenannte „freie Spitzen“ vom 
Bezugsrecht ausgenommenen neuen Aktien werden bestmöglich für die Gesellschaft verwertet.

Das Bezugsrecht der Aktionäre soll schließlich auch bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen 
ausgeschlossen werden können; allerdings nur insoweit, als dass die unter dieser Ermächtigung 
ausgegebenen Aktien gegen Sacheinlagen unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
zusammen nicht mehr als 10 % des Grundkapitals im Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser 
Ermächtigung oder – falls dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt der Ausübung der vorliegenden 
Ermächtigung ausmachen dürfen.

Damit wird es dem Vorstand ermöglicht, Aktien der Gesellschaft zur Verfügung zu haben, um diese 
in geeigneten Einzelfällen im Zusammenhang mit dem Erwerb von Unternehmen, Unternehmens-
beteiligungen oder anderen Wirtschaftsgütern einsetzen zu können. So kann sich in Verhandlungen 
durchaus die Notwendigkeit ergeben, als Gegenleistung nicht Geld, sondern Aktien bereitstellen zu 
müssen. Die Möglichkeit, Aktien der Gesellschaft als Gegenleistung anbieten zu können, schafft damit 
einen Vorteil im Wettbewerb um interessante Akquisitionsobjekte sowie den notwendigen Spiel-
raum, sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen, Unternehmensbeteiligungen oder 
anderen Wirtschaftsgütern liquiditätsschonend nutzen zu können. Auch unter dem Gesichtspunkt einer 
optimalen Finanzierungsstruktur kann die Hingabe von Aktien sinnvoll sein. Der Gesellschaft erwächst 
dadurch kein Nachteil, denn die Emission von Aktien gegen Sachleistung setzt voraus, dass der Wert 
der Sachleistung in einem angemessenen Verhältnis zum Wert der Aktien steht.

Weiterhin soll es möglich sein, aus dem Genehmigten Kapital 2024 – unter Ausschluss des Bezugs-
rechts – auch Wandlungs- oder Optionsrechte aus Schuldverschreibungen zu bedienen, für die die 
Zeichner keine Bar-, sondern eine Sachleistung erbracht haben. Dies ermöglicht es, auch Wandel- und 
Optionsschuldverschreibungen (bzw. Gewinnschuldverschreibungen) als Akquisitionswährung im 
Zusammenhang mit dem Erwerb von Unternehmen, Unternehmensbeteiligungen oder anderen 
Wirtschaftsgütern einzusetzen, und verbessert damit ebenfalls die Chancen im Wettbewerb um 
interessante Akquisitionsobjekte.

Diese Ermächtigungen zum Ausschluss des Bezugsrechts gelten nur insoweit, als dass die unter 
dieser Ermächtigung ausgegebenen neuen Aktien zusammen mit Aktien, die von der Gesellschaft 
während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zu ihrer Ausnutzung unter einer anderen bestehenden 
Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben oder veräußert wurden 
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oder die auf Grund von Rechten, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zu ihrer Ausnutzung 
auf der Grundlage einer anderen bestehenden Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts 
begeben wurden und die den Bezug von Aktien der Gesellschaft ermöglichen oder zu ihm verpflichten, 
auszugeben sind, rechnerisch nicht mehr als 20 % des Grundkapitals im Zeitpunkt des Wirksam-
werdens der Ermächtigung oder – falls dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt der Ausübung der 
vorliegenden Ermächtigung ausmachen dürfen. Auf diese Grenze ist die Veräußerung eigener Aktien 
anzurechnen, sofern sie während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts 
erfolgt. Ferner sind auf diese Grenze diejenigen Aktien anzurechnen, die zur Bedienung von Schuldver-
schreibungen (einschließlich Gewinnschuldverschreibungen) mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. 
einer Wandlungspflicht ausgegeben wurden bzw. auszugeben sind, sofern die Schuldverschreibungen 
bzw. die Gewinnschuldverschreibungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss 
des Bezugsrechts ausgegeben wurden. Dies bedeutet, dass der Vorstand das Bezugsrecht nur inso-
weit ausschließen darf, dass Bezugsrechtsausschlüsse gemäß dem unter Tagesordnungspunkt 8 zu 
beschließenden Genehmigten Kapital 2024 und während der Laufzeit der Ermächtigung begebenen 
Schuldverschreibungen in Summe höchstens in Bezug auf Aktien bis zu einem Grundkapitalbetrag von 
EUR 83.295.066,00 erfolgen. Diese Beschränkung stellt eine entsprechende Begrenzung von Bezugs-
rechtsausschlüssen nach oben hin sicher und begrenzt die mögliche Verwässerung der vom Bezugs-
recht ausgeschlossenen Aktionäre.

Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung zur Kapital-
erhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre Gebrauch machen wird. Er wird dies nur 
dann tun, wenn es nach Einschätzung des Vorstands und des Aufsichtsrats im Interesse der Gesell-
schaft und damit ihrer Aktionäre liegt.

Der Vorstand wird über die Ausnutzung der Ermächtigung jeweils in der nächsten Hauptversammlung 
berichten.
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IV. �Bericht des Vorstands gemäß 
§§ 221 Abs. 4 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 
zu Tagesordnungspunkt 9

Die vorgeschlagene Ermächtigung des Vorstands mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 
14. Mai 2029 (einschließlich) einmalig oder mehrmals auf den Inhaber lautende Options- oder Wandel-
anleihen, Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen oder eine Kombination dieser Instrumente 
(im Folgenden „Schuldverschreibungen“) im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 2.000.000.000,00 
sowie zur Schaffung des dazugehörigen Bedingten Kapitals 2024 von bis zu EUR 83.295.066,00 zu 
begeben, soll die unten noch näher erläuterten Möglichkeiten der Uniper SE zur Finanzierung ihrer 
Aktivitäten erweitern und dem Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats insbesondere bei Eintritt 
günstiger Kapitalmarktbedingungen den Weg zu einer im Interesse der Gesellschaft liegenden flexiblen 
und zeitnahen Finanzierung eröffnen. Durch die Begebung von Schuldverschreibungen kann die 
Gesellschaft unter Berücksichtigung der Marktlage attraktive Finanzierungsmöglichkeiten nutzen, 
um der Gesellschaft eine angemessene Kapitalausstattung zukommen zu lassen und so für eine 
entscheidende Grundlage der Unternehmensentwicklung zu sorgen. Darüber hinaus besteht durch die 
Ausgabe von Schuldverschreibungen (gegebenenfalls in Kombination mit anderen Maßnahmen) die 
Möglichkeit, neue Investorenkreise zu erschließen, insbesondere sogenannte Ankerinvestoren. Ferner 
fließt der Gesellschaft durch die Ausgabe von Schuldverschreibungen Kapital zu, das ihr später unter 
Umständen als Eigenkapital erhalten bleibt.

Die Gesellschaft soll die Schuldverschreibungen in Euro oder – unter Begrenzung auf den entsprechen
den Euro-Gegenwert – anderen gesetzlichen Währungen von OECD-Ländern begeben können. Bei der 
Begebung in einer anderen Währung als in Euro ist der entsprechende Gegenwert, berechnet nach dem 
Euro-Referenzkurs der Europäischen Zentralbank am Vortag der Beschlussfassung über die Begebung 
der Schuldverschreibungen, zugrunde zu legen. Die Schuldverschreibungen sollen auch die Möglichkeit 
einer Verpflichtung zur Ausübung des Wandlungs-/Optionsrechts zum Ende der Laufzeit oder einem 
früheren Zeitpunkt vorsehen.

Den Aktionären steht grundsätzlich das gesetzliche Bezugsrecht auf Schuldverschreibungen zu, 
die mit Wandlungs- bzw. Optionsrechten oder Wandlungs- bzw. Optionspflichten verbunden sind 
(§ 221 Abs. 4 i.V.m. § 186 Abs.1 AktG). Um die Abwicklung zu erleichtern, soll der Gesellschaft die 
Möglichkeit eingeräumt werden, die Schuldverschreibungen an ein Kreditinstitut oder ein Konsortium 
von Kreditinstituten mit der Verpflichtung auszugeben, den Aktionären die Schuldverschreibungen 
entsprechend ihrem Bezugsrecht anzubieten (mittelbares Bezugsrecht im Sinne von § 186 Abs. 5 AktG).

Der Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge ermöglicht die Ausnutzung der erbetenen 
Ermächtigung durch runde Beträge. Dies erleichtert die Abwicklung des Bezugsrechts der Aktionäre. 
Der marktübliche Ausschluss des Bezugsrechts zugunsten der Inhaber von bereits ausgegebenen 
Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. einer Wandlungs- oder Options-
pflicht hat den Vorteil, dass der Wandlungs- bzw. Optionspreis für die bereits ausgegebenen 
Wandlungs- bzw. Optionsrechte oder Wandlungs- bzw. Optionspflichten nicht ermäßigt zu werden 
braucht und dadurch insgesamt ein höherer Mittelzufluss ermöglicht wird.

Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre 
auszuschließen, wenn die Ausgabe der mit Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder 
Optionspflichten verbundenen Schuldverschreibungen gegen Barleistung zu einem Kurs erfolgt, der 
den Marktwert dieser Schuldverschreibungen nicht wesentlich unterschreitet. Hierdurch erhält die 
Gesellschaft die Möglichkeit, Marktchancen schnell und flexibel zu nutzen und durch eine marktnahe 
Festsetzung der Konditionen bessere Bedingungen bei der Festlegung von Zinssatz und Ausgabepreis 
der Schuldverschreibung zu erreichen. Eine marktnahe Konditionenfestsetzung und reibungslose 
Platzierung wäre bei Wahrung des Bezugsrechts nicht möglich. Zwar gestattet § 186 Abs. 2 AktG eine 
Veröffentlichung des Bezugspreises (und damit der Konditionen dieser Schuldverschreibungen) bis 
zum drittletzten Tag der Bezugsfrist. Angesichts der häufig zu beobachtenden Volatilität an den Aktien-
märkten besteht aber auch dann ein Marktrisiko über mehrere Tage, welches zu Sicherheitsabschlägen 
bei der Festlegung der Anleihekonditionen und so zu nicht marktnahen Konditionen führt. Auch ist bei 
Bestand eines Bezugsrechts wegen der Ungewissheit seiner Ausübung (Bezugsverhalten) die erfolg-
reiche Platzierung bei Dritten gefährdet bzw. mit zusätzlichen Aufwendungen verbunden. Schließlich 
kann bei Einräumung eines Bezugsrechts die Gesellschaft wegen der Länge der Bezugsfrist nicht 
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kurzfristig auf günstige bzw. ungünstige Marktverhältnisse reagieren, sondern ist rückläufigen Aktien-
kursen während der Bezugsfrist ausgesetzt, die zu einer für die Gesellschaft ungünstigen Finanzierung 
führen können.

Für diesen Fall eines Ausschlusses des Bezugsrechts gilt gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2 AktG die 
Bestimmung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG sinngemäß mit der Beschränkung, dass Recht auf Aktien 
mit einem anteiligen Betrag am Grundkapital von nicht mehr als 10 % des Grundkapitals ausgegeben 
werden dürfen.

Aus § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ergibt sich ferner, dass bei einer Kapitalerhöhung der Ausgabepreis der 
Aktien den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreiten darf. Hierdurch soll sichergestellt werden, dass 
eine nennenswerte wirtschaftliche Verwässerung des Wertes der Aktien nicht eintritt. Ob ein solcher 
Verwässerungseffekt bei der bezugsrechtsfreien Ausgabe von mit Wandlungs- oder Optionsrechten 
oder Wandlungs- oder Optionspflichten verbundenen Schuldverschreibungen eintritt, kann ermittelt 
werden, indem hierbei der theoretische Marktwert der Schuldverschreibungen nach anerkannten 
finanzmathematischen Methoden errechnet und mit dem Ausgabepreis der Schuldverschreibung 
verglichen wird. Liegt nach pflichtgemäßer Prüfung dieser Ausgabepreis nur unwesentlich unter dem 
theoretischen Marktwert zum Zeitpunkt der Begebung der Schuldverschreibung, ist nach dem Sinn 
und Zweck der Regelung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ein Bezugsrechtsausschluss wegen des nur 
unwesentlichen Abschlags zulässig. Damit würde der rechnerische Marktwert eines Bezugsrechts auf 
beinahe Null sinken, sodass den Aktionären durch den Bezugsrechtsausschluss kein nennenswerter 
wirtschaftlicher Nachteil entstehen kann. Unabhängig von dieser Prüfung durch den Vorstand ist 
eine marktgerechte Konditionenfestsetzung und damit die Vermeidung einer nennenswerten Wert-
verwässerung im Falle der Durchführung eines Bookbuilding-Verfahrens gewährleistet. Bei diesem 
Verfahren werden die Schuldverschreibungen auf der Grundlage der von Investoren abgegebenen 
Kaufanträge festgelegt und so der Gesamtwert der Schuldverschreibung marktnah bestimmt. All dies 
stellt sicher, dass eine nennenswerte Verwässerung des Wertes der Aktien durch den Bezugsrechts-
ausschluss nicht eintritt.

Außerdem haben die Aktionäre die Möglichkeit, ihren Anteil am Grundkapital der Gesellschaft auch 
nach Ausübung von Wandlungs- oder Optionsrechten oder dem Eintritt der Wandlungs- oder Options-
pflichten jederzeit durch Zukäufe von Aktien über die Börse aufrechtzuerhalten. Demgegenüber 
ermöglicht die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss der Gesellschaft marktnahe Konditionen-
festsetzung, größtmögliche Sicherheit hinsichtlich der Platzierbarkeit bei Dritten und die kurzfristige 
Ausnutzung günstiger Marktsituationen.

Der Vorstand wird auch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht auszu-
schließen, soweit die Schuldverschreibungen gegen Sachleistung ausgegeben werden, sofern der 
Wert der Sachleistung in einem angemessenen Verhältnis zu dem nach der zuvor dargestellten 
finanzmathematischen Methode ermittelten Marktwert der Schuldverschreibung steht. Durch die 
eingeräumte Ermächtigung soll dem Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats die Möglich-
keit gegeben werden, Aktien zur Verfügung zu haben, um diese gegen Sachleistung veräußern zu 
können, insbesondere als Gegenleistung bei Unternehmenszusammenschlüssen oder beim Erwerb 
von Unternehmen, Unternehmensteilen und Unternehmensbeteiligungen. Der nationale und inter-
nationale Wettbewerb sowie die Globalisierung der Wirtschaft verlangen zunehmend diese Form der 
Akquisitionsfinanzierung. Die vorgeschlagene Ermächtigung soll der Gesellschaft den notwendigen 
Handlungsspielraum geben, um sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb von Unternehmen oder 
Unternehmensbeteiligungen schnell und flexibel ausnutzen zu können. Dem trägt der vorgeschlagene 
Ausschluss des Bezugsrechts Rechnung. Bei der Festlegung der Bewertungsrelationen wird der 
Vorstand sicherstellen, dass die Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt werden. Er wird sich in 
der Regel, wenn er den Wert der als Gegenleistung hingegebenen Aktien bemisst, am Börsenkurs der 
Aktie der Gesellschaft orientieren. Der Vorstand wird der Hauptversammlung jeweils Bericht über eine 
Ausnutzung dieser Ermächtigung erstatten.
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Der Bezugsrechtsausschluss bei einer Ausgabe gegen Bar- und gegen Sachleistung ist auf insgesamt 
20 % des Grundkapitals beschränkt. Durch eine entsprechende Vorgabe im Ermächtigungsbeschluss 
ist ebenfalls sichergestellt, dass auch im Falle einer Kapitalherabsetzung die 20 %-Grenze nicht 
überschritten wird, da die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss ausdrücklich 20 % des Grund-
kapitals nicht übersteigen darf, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch – falls dieser 
Wert geringer ist – im Zeitpunkt der Ausübung der vorliegenden Ermächtigung. Auf die vorgenannte 
20 %-Grenze werden solche Aktien angerechnet, die während der Laufzeit der Ermächtigung unter 
Ausnutzung aus einem genehmigten Kapital unter Ausschluss des Bezugsrechts gegen Bareinlage 
gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG oder gegen Sacheinlage ausgegeben werden. Weiter werden auch 
solche Aktien angerechnet, die aufgrund einer Ermächtigung der Hauptversammlung erworben und 
gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 i.V.m. § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts 
veräußert werden. Ebenso werden während der Laufzeit der Ermächtigung Aktien, die zur Bedienung 
von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- und Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Options-
pflichten ausgegeben wurden bzw. auszugeben sind, sofern die Schuldverschreibungen unter 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben wurden, angerechnet.

Soweit Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen ohne Wandlungs- oder Optionsrecht 
oder Wandlungs- oder Optionspflicht ausgegeben werden sollen, ist der Vorstand ermächtigt, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre insgesamt auszuschließen, wenn 
diese Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen obligationsähnlich ausgestattet sind, d. h. 
keine Mitgliedschaftsrechte in der Gesellschaft begründen, keine Beteiligung am Liquidationserlös 
gewähren und die Höhe der Verzinsung nicht auf Grundlage der Höhe des Jahresüberschusses, des 
Bilanzgewinns oder der Dividende berechnet wird. Zudem ist erforderlich, dass die Verzinsung und 
der Ausgabebetrag der Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen den zum Zeitpunkt der 
Begebung aktuellen Marktkonditionen entsprechen. Wenn die genannten Voraussetzungen erfüllt sind, 
resultieren aus dem Ausschluss des Bezugsrechts keine Nachteile für die Aktionäre, da die Genuss-
rechte bzw. Gewinnschuldverschreibungen keine Mitgliedschaftsrechte begründen und auch keinen 
Anteil am Liquidationserlös oder am Gewinn der Gesellschaft gewähren.

Das Bedingte Kapital 2024 wird benötigt, um mit entsprechend ausgestalteten Schuldverschreibungen 
verbundene Wandlungs-/Optionsrechte bzw. Wandlungs-/Optionspflichten oder Andienungsrechte 
auf bzw. in Bezug auf Aktien der Gesellschaft erfüllen zu können, soweit nicht andere Erfüllungsformen 
zur Bedienung eingesetzt werden.

Der Vorstand wird in jedem Fall sorgfältig prüfen, ob die Ausnutzung der Ermächtigung im Interesse 
der Gesellschaft und ihrer Aktionäre ist.

Bei Ausnutzung der Ermächtigung wird der Vorstand der Hauptversammlung darüber berichten.
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V. �Bericht des Vorstands gemäß 
§ 71 Abs. 1 Nr. 8 i.V.m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 
zu Tagesordnungspunkt 10

Die Ermächtigung soll der Gesellschaft im zeitlichen Gleichlauf zu den unter Tagesordnungspunkt 8 
und 9 zu beschließenden Ermächtigungen die Möglichkeit verschaffen, eigene Aktien zu erwerben, um 
diese einzuziehen, sie zur unmittelbaren oder mittelbaren Kaufpreiszahlung für Akquisitionen oder 
zur Erfüllung von Ansprüchen von Gläubigern von Schuldverschreibungen mit Wandel- oder Options-
rechten bzw. Wandlungspflichten sowie für eine Zuteilung an Mitarbeiter der Gesellschaft oder mit ihr 
verbundener Unternehmen zu verwenden oder aber sie wieder zu veräußern.

Bei der Entscheidung über die Verwendung der eigenen Aktien wird sich der Vorstand allein von den 
Interessen der Aktionäre und der Gesellschaft leiten lassen. Der Vorstand wird der Hauptversammlung 
über eine Ausnutzung der vorgeschlagenen Ermächtigung berichten.

Im Hinblick auf die verschiedenen Erwerbs- und Veräußerungstatbestände der vorgeschlagenen 
Ermächtigung ist im Einzelnen Folgendes auszuführen:

Erwerb über ein Erwerbs- oder ein Tauschangebot

Neben dem Erwerb über die Börse soll die Gesellschaft auch die Möglichkeit erhalten, eigene Aktien 
durch ein öffentliches, an die Aktionäre der Gesellschaft zu richtendes Kaufangebot oder Angebot zum 
Tausch von Aktien der Gesellschaft gegen andere von der Gesellschaft gehaltene Aktien zu erwerben. 
Darüber hinaus kann der Erwerb auch so ausgestaltet werden, dass die Aktionäre öffentlich zur 
Abgabe eines Verkaufsangebotes aufgefordert werden. Das öffentliche Tauschangebot stellt für die 
Gesellschaft eine attraktive Variante zu anderen Formen des Erwerbs eigener Aktien dar. Der Gesell-
schaft wird damit größere Flexibilität eingeräumt. Zugleich erhält sie die Möglichkeit, auf diese Weise 
von ihr gehaltene Beteiligungen breit gestreut zu platzieren. Um ein Tauschverhältnis festzusetzen, das 
auf hohe Akzeptanz im Markt stößt, können die Aktionäre aufgefordert werden, Angebote zum Tausch 
im Rahmen einer von der Gesellschaft gesetzten Spanne abzugeben.

Bei dem Erwerb eigener Aktien über ein öffentliches Erwerbs- oder Tauschangebot ist der Grundsatz 
der Gleichbehandlung zu beachten. Sofern ein öffentliches Erwerbs- oder Tauschangebot überzeichnet 
ist, muss die Annahme im Verhältnis der jeweils angebotenen Aktien erfolgen. Jedoch soll es zulässig 
sein, eine bevorrechtigte Annahme kleiner Offerten oder kleiner Teile von Offerten bis zu maximal 150 
Stück Aktien vorzusehen. Diese Möglichkeit dient dazu, gebrochene Beträge bei der Festlegung der zu 
erwerbenden Quoten und kleine Restbestände zu vermeiden und damit die technische Abwicklung zu 
erleichtern. Dies gilt entsprechend für den Fall, dass bei einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe 
eines Angebotes mehr Aktien angeboten werden, als die Gesellschaft zu erwerben bereit ist.

Erwerb über Derivate (Put- oder Call-Optionen)

Weiter sieht die Ermächtigung vor, dass im Rahmen des Erwerbs eigener Aktien auch Derivate in 
Form von Put- oder Call-Optionen oder einer Kombination daraus eingesetzt werden können. Dabei 
dürfen unter Einsatz von Derivaten in Form von Put- oder Call-Optionen oder einer Kombination daraus 
maximal eigene Aktien bis insgesamt 5 % des Grundkapitals erworben werden. Durch diese zusätzliche 
Handlungsalternative erweitert die Gesellschaft ihre Möglichkeiten, den Erwerb eigener Aktien optimal 
zu strukturieren. Der Vorstand beabsichtigt, Put- und Call-Optionen nur ergänzend zum konventionellen 
Aktienrückkauf einzusetzen.

Für die Gesellschaft kann es von Vorteil sein, Put-Optionen zu veräußern oder Call-Optionen zu 
erwerben, anstatt unmittelbar Aktien der Gesellschaft zu erwerben.

Bei Einräumung einer Put-Option gewährt die Gesellschaft dem Erwerber der Put-Option das Recht, 
Aktien der Gesellschaft zu einem in der Put-Option festgelegten Preis (Ausübungspreis) an die 
Gesellschaft zu verkaufen. Die Gesellschaft ist als sogenannter Stillhalter im Falle der Ausübung der 
Put-Option verpflichtet, die in der Put-Option festgelegte Anzahl von Aktien zum Ausübungspreis zu 
erwerben. Als Gegenleistung dafür erhält die Gesellschaft bei Einräumung der Put-Option eine Options-
prämie.
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Die Ausübung der Put-Option ist für den Berechtigten dann wirtschaftlich sinnvoll, wenn der Kurs 
der Aktie der Gesellschaft unter dem Ausübungspreis liegt. Wird die Put-Option ausgeübt, fließt die 
Liquidität am Ausübungstag ab. Die vom Erwerber der Put-Option gezahlte Optionsprämie vermindert 
den von der Gesellschaft für den Erwerb der Aktie insgesamt erbrachten Gegenwert. Wird die Option 
nicht ausgeübt, kann die Gesellschaft auf diese Weise keine eigenen Aktien erwerben. Ihr verbleibt 
jedoch die am Abschlusstag vereinnahmte Optionsprämie. Beim Erwerb einer Call-Option erhält die 
Gesellschaft gegen Zahlung einer Optionsprämie das Recht, eine vorher festgelegte Anzahl an Aktien 
zu einem vorher festgelegten Preis (Ausübungspreis) vom Veräußerer der Option, dem Stillhalter, zu 
kaufen. Die Gesellschaft kauft also das Recht, eigene Aktien zu erwerben. Die Ausübung der Call-Option 
ist für die Gesellschaft dann wirtschaftlich sinnvoll, wenn der Kurs der Aktie der Gesellschaft über 
dem Ausübungspreis liegt, da sie die Aktien dann zu dem niedrigeren Ausübungspreis vom Stillhalter 
kaufen kann. Durch den Erwerb von Call-Optionen kann sich die Gesellschaft gegen steigende Aktien-
kurse absichern. Zusätzlich wird die Liquidität der Gesellschaft geschont, da erst bei Ausübung der 
Call-Optionen der festgelegte Erwerbspreis für die Aktien gezahlt werden muss.

Die Laufzeit einer einzelnen Option darf insgesamt einen Zeitraum von 18 Monaten ab dem Tag des 
Abschlusses nicht überschreiten und endet in jedem Fall mit der Laufzeit der Ermächtigung, das heißt 
am 14. Mai 2029.

Der Kaufpreis (ohne Erwerbsnebenkosten, aber unter Berücksichtigung der erhaltenen bzw. gezahlten 
Optionsprämie) für den Erwerb der Aktien durch die Gesellschaft bei Ausübung der Optionen darf den 
durchschnittlichen Börsenkurs der Aktie der Gesellschaft an der Frankfurter Wertpapierbörse an den 
letzten drei Börsenhandelstagen vor Abschluss des betreffenden Optionsgeschäfts, ermittelt auf der 
Basis des arithmetischen Mittels der Schlussauktionspreise im Xetra-Handel, um nicht mehr als 10 % 
überschreiten und um nicht mehr als 20 % unterschreiten.

Die hier beschriebenen Optionsgeschäfte sollen mit einem Finanzinstitut oder über die Börse 
abgeschlossen werden. Der Anspruch der Aktionäre, solche Optionsgeschäfte mit der Gesellschaft 
abzuschließen, wird in entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgeschlossen. 
Hierdurch wird die Verwaltung – anders als bei einem Angebot zum Erwerb der Optionen an alle 
Aktionäre – in die Lage versetzt, Optionsgeschäfte kurzfristig abzuschließen. Durch die beschriebene 
Festlegung von Optionsprämie und Ausübungspreis werden die Aktionäre bei dem Erwerb eigener 
Aktien unter Einsatz von Put- und Call-Optionen wirtschaftlich nicht benachteiligt. Da die Gesellschaft 
einen fairen Marktpreis vereinnahmt bzw. bezahlt, geht den an den Optionsgeschäften nicht beteiligten 
Aktionären kein Wert verloren. Dies entspricht der Stellung der Aktionäre bei einem Aktienrückkauf 
über die Börse, bei dem nicht alle Aktionäre tatsächlich Aktien an die Gesellschaft verkaufen können. 
Insofern liegen die Voraussetzungen des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG vor, wonach ein Bezugsrechtsaus-
schluss dann gerechtfertigt ist, wenn die Vermögensinteressen der Aktionäre aufgrund marktnaher 
Preisfestsetzung gewahrt sind.

Wiederveräußerung der erworbenen Aktien zu einem marktnahen Preis

Im Rahmen einer Wiederveräußerung erworbener eigener Aktien sieht die Ermächtigung vor, dass das 
Bezugsrecht entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgeschlossen werden kann. Der Verkaufspreis 
wird sich dabei eng an dem jeweils aktuellen Börsenkurs orientieren und diesen allenfalls unwesent-
lich unterschreiten.

Dieser im Gesetz vorgesehene Ausschluss des Bezugsrechts (§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG) dient dem 
Interesse der Gesellschaft, eigene Aktien beispielsweise an neue Aktionärsgruppen im In- und Ausland 
zu verkaufen. Hierzu können sich insbesondere aufgrund der jeweiligen Börsenverfassung Möglich-
keiten bieten, die schnell und flexibel sowie kostengünstig zu nutzen sind.

Der Vorstand wird von dieser Ermächtigung nur in der Weise Gebrauch machen, dass die Summe der 
während der Laufzeit dieser Ermächtigung – jeweils unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG – nach dieser Ermächtigung veräußerten Aktien, unter Ausnutzung des 
genehmigten Kapitals gegen Bareinlage ausgegebenen Aktien und bei Begebung von Schuldver-
schreibungen mit Wandel- oder Optionsrechten bzw. Wandlungspflichten gegen Bareinlage gewährten 
Wandel- und Optionsrechte auf Aktien nicht 20 % des Grundkapitals im Zeitpunkt der Beschlussfassung 
über die Veräußerung der Aktien übersteigt.
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Wiederveräußerung der erworbenen Aktien unter anderem gegen Sachleistung

Darüber hinaus sieht die Ermächtigung einen Bezugsrechtsausschluss für die Veräußerung von Aktien 
unmittelbar oder mittelbar gegen Sachleistung, insbesondere auch im Rahmen von Unternehmens-
zusammenschlüssen oder beim Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen oder 
anderen Wirtschaftsgütern, vor. Eine Veräußerung in diesem Sinne stellt auch die Einräumung von 
Wandel- oder Bezugsrechten sowie von Kaufoptionen und die Überlassung von Aktien im Rahmen 
einer Wertpapierleihe dar. Die Gesellschaft steht auch bei Unternehmensakquisitionen in einem sich 
verschärfenden weltweiten Wettbewerb. Dieser internationale Wettbewerb und die Globalisierung der 
Wirtschaft verlangen von Unternehmen zunehmend die Möglichkeit, bei Akquisitionsvorhaben eigene 
Aktien als Gegenleistung abzugeben. Die hier vorgeschlagene Ermächtigung gibt der Gesellschaft die 
notwendige Flexibilität, schnell und flexibel Unternehmen oder Beteiligungen daran gegen Hingabe von 
eigenen Aktien ohne Kapitalmaßnahmen erwerben zu können. Darüber hinaus sieht die Ermächtigung 
vor, dass eigene Aktien auch zur Beendigung bzw. vergleichsweisen Erledigung von gesellschaftsrecht-
lichen Spruchverfahren genutzt werden können. Dies gibt der Gesellschaft mehr Flexibilität, um solche 
Verfahren vergleichsweise erledigen zu können.

Insgesamt darf die Summe der unter Ausschluss des Bezugsrechts gegen Bar- und Sacheinlagen 
ausgegebenen und veräußerten Aktien 20 % des Grundkapitals im Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
oder – falls dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung nicht über-
steigen. Auf diese 20 %-Grenze sind anzurechnen Aktien, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung 
unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben 
oder veräußert werden sowie gegen Sacheinlagen unter dem Genehmigten Kapital 2024 ausgegeben 
wurden, und solche Aktien, die unter während der Laufzeit dieser Ermächtigung mit Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre ausgegebenen Schuldverschreibungen mit Wandel- oder Optionsrechten 
bzw. Wandlungspflichten auszugeben sind.

Sofern also z. B. aus dem genehmigten Kapital bereits Aktien in Höhe von 15 % des Grundkapitals gegen 
Sacheinlagen unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben wurden, können maximal noch eigene 
Aktien in Höhe von 5 % des Grundkapitals unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG veräußert werden. Sofern daneben noch Wandelschuldverschreibungen unter Ausschluss 
des Bezugsrechts in entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben wurden, 
vermindert sich der Betrag des Grundkapitals, unter dem Aktien unter dieser Ermächtigung unter 
Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben werden können, entsprechend.

Wiederveräußerung der erworbenen Aktien im Rahmen von Wandel- und Optionsanleihen sowie 
an Mitarbeiter

Des Weiteren sieht die Ermächtigung vor, dass eigene Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts 
der Aktionäre dafür verwendet werden können, Wandel- oder Optionsrechte bzw. Wandlungs-
pflichten von Gläubigern von durch die Gesellschaft oder ihren Konzernunternehmen ausgegebenen 
Schuldverschreibungen zu erfüllen. Dies kann zweckmäßig sein, um bei einer Kapitalerhöhung ganz 
oder teilweise eigene Aktien zur Erfüllung der Wandel- oder Optionsrechte bzw. zur Erfüllung der 
Wandlungspflichten einzusetzen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die Schuldverschreibungen grund-
sätzlich – vorbehaltlich anderweitiger Beschlussfassung durch die Hauptversammlung – selbst nur 
unter Beachtung des Bezugsrechts der Aktionäre begeben werden dürfen, so dass insoweit mittelbar 
das Bezugsrecht der Aktionäre gewahrt wird.

Ferner sollen erworbene eigene Aktien unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre dazu 
verwendet werden können, sie derzeitigen oder ehemaligen Mitarbeitern der Gesellschaft oder mit 
ihr verbundener Unternehmen unentgeltlich oder entgeltlich zum Erwerb anzubieten. Sie können im 
Rahmen von aktienbasierten Vergütungsplänen auch zur Übertragung an die vorgenannten Mitarbeiter 
verwendet werden.

Einziehung der eigenen Aktien

Eigene Aktien können schließlich von der Gesellschaft ohne erneuten Beschluss der Hauptversamm
lung eingezogen werden. Der Vorstand wird von dieser Ermächtigung nur Gebrauch machen, wenn 
er nach sorgfältiger Prüfung aller relevanten Umstände der Auffassung ist, dass die Einziehung der 
eigenen Aktien im Interesse der Gesellschaft und damit ihrer Aktionäre liegt.
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VI. Weitere Angaben und Hinweise

1.	� Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte

Im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung ist das Grundkapital der Uniper SE in Höhe von 
EUR 416.475.332,00 eingeteilt in 416.475.332 auf den Namen lautende Stückaktien (Aktien ohne Nenn-
betrag), von denen jede eine Stimme gewährt. Die Gesamtzahl der Stimmrechte beläuft sich somit im 
Zeitpunkt der Einberufung auf 416.475.332.

2.	� Hauptversammlung ohne physische Anwesenheit der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten

Auf der Grundlage der Ermächtigung in § 17 Abs. 2 Satz 1 der Satzung der Gesellschaft hat der Vorstand 
entschieden, die Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten 
als virtuelle Hauptversammlung gemäß § 118a Abs. 1 Satz 1 AktG abzuhalten. Eine physische Präsenz 
der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter) am Ort der Hauptversammlung, Rotterdamer Straße 141, 40474 Düsseldorf, ist 
ausgeschlossen.

Im Hinblick auf die Durchführung der Hauptversammlung als virtuelle Hauptversammlung nach der 
gesetzlichen Regelung in § 118a AktG bitten wir um besondere Beachtung der Hinweise, insbesondere 
zur Möglichkeit der Verfolgung der Hauptversammlung in Bild und Ton, zur Ausübung des Stimmrechts, 
des Antragsrechts, des Rechts zur Einreichung von Stellungnahmen, des Rederechts, des Auskunfts-
rechts und des Widerspruchsrechts.

3.	� Anmeldung zur Hauptversammlung, Zugang zum passwortgeschützten Online-Service

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung (d. h. zur elektronischen Zuschaltung zu der Hauptver-
sammlung) und zur Ausübung des Stimmrechts und der teilnahmegebundenen Aktionärsrechte sind 
nur diejenigen Aktionäre – selbst oder durch Bevollmächtigte – berechtigt, die sich bei der Uniper SE 
bis spätestens zum Ablauf des

8. Mai 2024

angemeldet haben und für die angemeldeten Aktien im Aktienregister eingetragen sind. Gemäß § 67 
Abs. 2 Satz 1 AktG bestehen im Verhältnis zur Gesellschaft Rechte und Pflichten aus Aktien nur für und 
gegen den im Aktienregister Eingetragenen.

Die Anmeldung hat in deutscher oder englischer Sprache und entweder unter der Anschrift

Uniper SE Hauptversammlung  
c/o ADEUS Aktienregister-Service-GmbH  
20558 Hamburg

oder per Fax oder E-Mail unter

Fax: 	 +49 89 207037951 	  
E-Mail: 	�hv-service.uniper@adeus.de

oder über den passwortgeschützten Online-Service im Internet gemäß dem von der Uniper SE 
festgelegten Verfahren unter

www.uniper.energy/hv-service

zu erfolgen. Der passwortgeschützte Online-Service steht den Aktionären und ihren Bevollmächtigten 
zur Anmeldung zur Hauptversammlung und zur Ausübung von Aktionärsrechten ab dem Zeitpunkt des 
Versands der Einladung per E-Mail bis zum Ende der Hauptversammlung zur Verfügung.

mailto:hv-service.uniper%40adeus.de?subject=
https://www.uniper.energy/hv-service
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Für das Einloggen in den passwortgeschützten Online-Service benötigen Aktionäre ihre Aktionärs-
nummer und das zugehörige Zugangspasswort. Aktionäre, die sich bereits für den E-Mail-Versand der 
Einladung zur Hauptversammlung registriert haben, erhalten mit der Einladungs-E-Mail zur Hauptver-
sammlung ihre Aktionärsnummer und müssen das bei der Registrierung gewählte Zugangspasswort 
verwenden. Alle übrigen im Aktienregister eingetragenen Aktionäre erhalten ihre Aktionärsnummer 
und ihr Zugangspasswort mit dem Einladungsschreiben zur Hauptversammlung.

Bevollmächtigte erhalten für das Einloggen in den passwortgeschützten Online-Service nach Nachweis 
der Bevollmächtigung eigene Zugangsdaten per Brief. Die Bevollmächtigung sollte daher möglichst 
frühzeitig erfolgen, um einen rechtzeitigen Zugang der Zugangsdaten bei den Bevollmächtigten zu 
ermöglichen.

Zugang zum Online-Service haben auch diejenigen im Aktienregister eingetragenen Aktionäre, die nicht 
zur Hauptversammlung angemeldet sind. Ohne ordnungsgemäße Anmeldung zur Hauptversammlung 
können Aktionäre sich jedoch nicht elektronisch zur Hauptversammlung zuschalten und in der Haupt-
versammlung Aktionärsrechte nicht ausüben. Nicht ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre können 
daher die Versammlung nur als Zuschauer über die Bild- und Tonübertragung im Online-Service 
verfolgen.

Weitere Informationen zu dem Verfahren bei Nutzung des passwortgeschützten Online-Service finden 
sich unter der Internetadresse

www.uniper.energy/hv-service.

Für die Anmeldung zur Hauptversammlung und die Ausübung von Aktionärsrechten, insbesondere 
des Stimmrechts, ist der zum Ablauf des 8. Mai 2024 im Aktienregister eingetragene Aktienbestand 
maßgeblich. Anträge auf Umschreibungen im Aktienregister, die nach dem Ablauf des 8. Mai 2024 
(maßgeblicher Bestandsstichtag, auch „technical record date“ genannt) bis zum Ablauf der Hauptver-
sammlung am 15. Mai 2024 zugehen, werden im Aktienregister der Gesellschaft erst mit Wirkung nach 
der Hauptversammlung am 15. Mai 2024 verarbeitet und berücksichtigt. Demnach entspricht der Stand 
des Aktienregisters zum Zeitpunkt der Hauptversammlung dem Stand des Aktienregisters zum Ablauf 
des 8. Mai 2024. Sämtliche Erwerber von Aktien der Gesellschaft, die noch nicht im Aktienregister 
eingetragen sind, werden daher gebeten, Umschreibungsanträge rechtzeitig zu stellen.

Ist ein Intermediär im Aktienregister eingetragen, so kann er für Aktien, die ihm nicht gehören, nur 
aufgrund einer Ermächtigung des Aktionärs die Anmeldung zur Hauptversammlung vornehmen und 
das Stimmrecht ausüben.

Die Anmeldung zur Hauptversammlung hat keine Auswirkungen auf die Übertragbarkeit der betref
fenden Aktien. Aktionäre können über ihre Aktien auch nach erfolgter Anmeldung zur Hauptversammlung 
weiterhin frei verfügen.

4.	� Bild- und Tonübertragung der Hauptversammlung, Zuschaltung

Die gesamte Hauptversammlung kann am Tag der Hauptversammlung ab 10:00 Uhr MESZ von den im 
Aktienregister eingetragenen Aktionären und ihren Bevollmächtigten über die Bild- und Tonübertragung 
im Internet über den passwortgeschützten Online-Service, zugänglich unter der Internetadresse

www.uniper.energy/hv-service,

verfolgt werden. Hierzu ist es erforderlich, dass Aktionäre sich in den passwortgeschützten Online-
Service unter Nutzung der Zugangsdaten einloggen, wie vorstehend unter Ziffer VI.3. beschrieben.

Aktionäre, oder bei Bevollmächtigung von Dritten (außer den Stimmrechtsvertretern der Gesellschaft) 
diese Bevollmächtigten, sind elektronisch zur virtuellen Hauptversammlung zugeschaltet, wenn sie 
ordnungsgemäß zur Hauptversammlung angemeldet sind und im passwortgeschützten Online-Service 
für Aktionäre der Uniper SE während der Dauer der virtuellen Hauptversammlung am 15. Mai 2024 
erfolgreich eingeloggt sind.

Der Aktionär kann sich durch Login in den passwortgeschützten Online-Service während der Dauer der 
Hauptversammlung am 15. Mai 2024 zuschalten.

https://www.uniper.energy/hv-service
https://www.uniper.energy/hv-service
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Der Aktionär kann auch einen oder mehrere Dritte zur Vertretung in der Hauptversammlung bevoll-
mächtigen (siehe hierzu Ziffer VI.6.). In diesem Fall kann er sich selbst nur zuschalten und damit alle 
Teilnahmerechte in der Hauptversammlung ausüben, wenn er sich während der Dauer der Haupt-
versammlung am 15. Mai 2024 in den passwortgeschützten Online-Service einloggt und die an Dritte 
erteilten Vollmachten widerruft. Für die Vollmacht an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechts-
vertreter ist ein solcher Widerruf nicht erforderlich. Etwaige bereits abgegebene Briefwahlstimmen 
bzw. an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter erteilte Weisungen (siehe hierzu 
Ziffer VI.6.) bleiben von entsprechenden Widerrufen unberührt. Ein Verfolgen der Live-Übertragung der 
Hauptversammlung sowie eine Stimmrechtsabgabe bzw. -änderung ist über den passwortgeschützten 
Online-Service auch ohne entsprechende Widerrufe möglich.

Ein Bevollmächtigter kann sich durch Login in den passwortgeschützten Online-Service während der 
Dauer der Hauptversammlung am 15. Mai 2024 zuschalten.

Sofern der Aktionär oder sein Bevollmächtigter noch einen weiteren Dritten oder mehrere weitere 
Dritte zur Vertretung in der Hauptversammlung bevollmächtigt haben, kann der betroffene Bevoll-
mächtigte sich selbst nur zuschalten und damit alle Teilnahmerechte in der Hauptversammlung 
ausüben, wenn er sich während der Dauer der Hauptversammlung am 15. Mai 2024 in den passwort-
geschützten Online-Service einloggt und die an weitere Dritte erteilten Vollmachten über den passwort-
geschützten Online-Service widerruft. Für die Vollmacht an die von der Gesellschaft benannten Stimm-
rechtsvertreter ist ein solcher Widerruf nicht erforderlich. Auch in diesem Fall bleiben etwaige bereits 
abgegebene Briefwahlstimmen bzw. an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter 
erteilte Weisungen von entsprechenden Widerrufen unberührt. Ein Verfolgen der Live-Übertragung der 
Hauptversammlung sowie eine Stimmrechtsabgabe bzw. -änderung ist über den passwortgeschützten 
Online-Service auch ohne entsprechende Widerrufe möglich.

Die Nutzung des passwortgeschützten Online-Services während der virtuellen Hauptversammlung 
und die Zuschaltung zu der Versammlung setzen stets voraus, dass die vorstehend unter Ziffer VI.3. 
beschriebenen Voraussetzungen erfüllt sind.

5.	� Stimmabgabe durch Briefwahl

Aktionäre können ihr Stimmrecht in der virtuellen Hauptversammlung im Wege der Briefwahl ausüben. 
In diesem Fall ist die rechtzeitige Anmeldung, also bis spätestens zum Ablauf des 8. Mai 2024, und 
die Eintragung der angemeldeten Aktien im Aktienregister entsprechend den oben unter Ziffer VI.3. 
erläuterten Voraussetzungen erforderlich. Insbesondere ist auch hier der zum Ablauf des 8. Mai 2024 
im Aktienregister eingetragene Aktienbestand maßgeblich.

Die Ausübung des Stimmrechts im Wege der Briefwahl kann schriftlich (Brief oder Fax) oder im Wege 
der elektronischen Kommunikation (E-Mail oder durch Eingabe in den passwortgeschützten Online-
Service) erfolgen.

Bei schriftlicher Ausübung des Stimmrechts ist das den Aktionären mit der Einladung übersandte 
Formular zu verwenden, welches an die vorstehend unter Ziffer VI.3. genannte Anschrift oder Fax-
Nummer zu übermitteln ist.

Zur Ausübung des Stimmrechts im Wege der elektronischen Kommunikation ist entweder das den 
Aktionären mit der Einladung übersandte Formular zu verwenden, welches an die vorstehend unter 
Ziffer VI.3. genannte E-Mail-Adresse zu übermitteln ist, oder der passwortgeschützte Online-Service 
unter

www.uniper.energy/hv-service

zu nutzen.

Sofern sich Aktionäre zur Hauptversammlung über den passwortgeschützten Online-Service anmelden, 
gilt dies nicht als Stimmabgabe (gleichbedeutend mit „keine Stimmabgabe“) solange und soweit sie von 
ihrem Stimmrecht keinen Gebrauch machen. Eine erstmalige Abgabe und eine Änderung der Stimm-
abgabe ist nach fristgerechter Anmeldung jeweils bis zu dem vom Versammlungsleiter im Rahmen der 
Abstimmungen festgelegten Zeitpunkt am Tag der Hauptversammlung – nach vorheriger Ankündigung 
– möglich.

https://www.uniper.energy/hv-service


39Einladung zur 
Hauptversammlung 2024

Durch Aktionäre bevollmächtigte Intermediäre, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater oder 
sonstige in § 135 Abs. 8 AktG genannte Personen und bevollmächtigte Dritte (siehe hierzu unter 
Ziffer VI.6.) können ebenfalls die Briefwahl nach den vorstehend beschriebenen Regelungen unter 
Einhaltung der genannten Fristen nutzen.

6.	� Stimmrechtsausübung durch Bevollmächtigte

Aktionäre können ihr Stimmrecht auch durch einen Bevollmächtigten, z. B. einen Intermediär, eine 
Aktionärsvereinigung, einen Stimmrechtsberater oder einen Stimmrechtsvertreter der Uniper SE oder 
einen Dritten ausüben lassen. Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine Person, so kann die Gesell-
schaft eine oder mehrere von diesen zurückweisen.

Auch im Fall der Stimmrechtausübung durch einen Bevollmächtigten ist die rechtzeitige Anmeldung 
bis spätestens zum Ablauf des 8. Mai 2024 durch den Aktionär oder den Bevollmächtigten und die 
Eintragung im Aktienregister entsprechend den oben unter Ziffer VI.3. erläuterten Voraussetzungen 
erforderlich. Insbesondere ist auch hier der zum Ablauf des 8. Mai 2024 im Aktienregister eingetragene 
Aktienbestand maßgeblich.

Auch Intermediäre, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater und bevollmächtigte Dritte können 
das Stimmrecht ausschließlich durch Vollmacht und Weisung an die von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter oder durch Briefwahl (siehe hierzu oben unter Ziffer VI.5.) ausüben.

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der 
Uniper SE bedürfen der Textform und sind an die vorstehend unter Ziffer VI.3. genannte Anschrift, 
Fax-Nummer oder E-Mail-Adresse zu übermitteln.

Im Falle der Bevollmächtigung eines Intermediärs, einer Aktionärsvereinigung, eines Stimmrechts-
beraters oder einer sonstigen in § 135 Abs. 8 AktG genannten Person richtet sich das Verfahren und 
die Form der Bevollmächtigung nach den Regelungen des jeweiligen Bevollmächtigten, die bei diesem 
rechtzeitig zu erfragen sind. Diejenigen Intermediäre, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater und 
diesen gleichgestellten Personen bzw. Institutionen, die am passwortgeschützten Online-Service der 
Gesellschaft teilnehmen, können auch im passwortgeschützten Online-Service gemäß dem von der 
Gesellschaft festgelegten Verfahren unter

www.uniper.energy/hv-service

bevollmächtigt werden. Bitte verwenden Sie möglichst die im Anmeldeformular vorgesehene Bevoll-
mächtigungsoption. Ein Musterformular zur Bevollmächtigung findet sich zudem auf der Internetseite 
unter

www.uniper.energy/hv.

Die von der Uniper SE benannten Stimmrechtsvertreter können auch im passwortgeschützten Online-
Service unter

www.uniper.energy/hv-service

bevollmächtigt werden. Die Stimmrechtsvertreter üben das Stimmrecht ausschließlich auf der 
Grundlage der vom Aktionär erteilten Weisungen aus; sie sind verpflichtet, gemäß den ihnen erteilten 
Weisungen abzustimmen. Die Vertretung durch von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter 
ist auf die weisungsgebundene Ausübung des Stimmrechts bei der Abstimmung zu den Punkten 
der Tagesordnung, Anträgen und Wahlvorschlägen beschränkt; sie üben das Stimmrecht nicht nach 
eigenem Ermessen aus. Weisungen zur Ausübung sonstiger Aktionärsrechte, insbesondere Aufträge 
zum Stellen von Anträgen und Wahlvorschlägen, zu Redebeiträgen und Auskunftsverlangen oder zur 
Einlegung von Widersprüchen gegen Hauptversammlungsbeschlüsse nehmen die von der Gesellschaft 
benannten Stimmrechtsvertreter nicht entgegen.

Vollmachten und die Weisungen an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft können – jeweils 
nach ordnungsgemäßer Anmeldung entsprechend den oben unter Ziffer VI.3. erläuterten Voraus-
setzungen – vorab, aber auch noch während der Hauptversammlung am 15. Mai 2024 bis zu dem vom 
Versammlungsleiter im Rahmen der Abstimmungen festgelegten Zeitpunkt am Tag der Hauptver-
sammlung – nach vorheriger Ankündigung – erteilt werden.

https://www.uniper.energy/hv-service
https://www.uniper.energy/hv
https://www.uniper.energy/hv-service
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Die Bevollmächtigung Dritter kann ebenso im passwortgeschützten Online-Service erfolgen.

7.	� Ergänzende Regelungen zur Stimmrechtsausübung

Gehen bei der Gesellschaft für denselben Aktienbestand auf unterschiedlichen Übermittlungswegen 
voneinander abweichende Erklärungen zur Ausübung des Stimmrechts ein, wird nur die zuletzt 
abgegebene Erklärung berücksichtigt. Ist für die Gesellschaft nicht erkennbar, welche der form- und 
fristgerechten Erklärungen zuletzt abgegeben worden ist, werden diese Erklärungen in folgender 
Reihenfolge berücksichtigt: (1) über den Online-Service, (2) § 67c Abs.1 und Abs. 2 Satz 3 AktG in 
Verbindung mit Artikel 2 Abs.1 und 3 und Artikel 9 Abs. 4 der Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212), 
(3) per E-Mail, (4) per Brief übersandte Erklärungen.

Sollten auf dem gleichen Übermittlungsweg außerhalb des Online-Services Erklärungen mit mehr als 
einer Form der Stimmrechtsausübung eingehen und ist für die Gesellschaft nicht erkennbar, welche 
der form- und fristgerechten Erklärungen zuletzt abgegeben worden ist, gilt: Briefwahlstimmen haben 
Vorrang gegenüber der Erteilung von Vollmacht und Weisungen an die Stimmrechtsvertreter der 
Gesellschaft und letztere haben Vorrang gegenüber der Erteilung von Vollmacht und Weisungen an 
einen Intermediär, eine Aktionärsvereinigung, einen Stimmrechtsberater sowie einer diesen gemäß 
§ 135 Abs. 8 AktG gleichgestellten Person.

Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung durchgeführt werden, ohne dass dies 
im Vorfeld der Hauptversammlung mitgeteilt wurde, so gilt eine zuvor an die Stimmrechtsvertreter zu 
diesem Tagesordnungspunkt insgesamt erteilte Weisung zur Ausübung des Stimmrechts bzw. eine zu 
diesem Tagesordnungspunkt insgesamt per Briefwahl abgegebenen Stimme, soweit sie nicht geändert 
oder widerrufen wird, auch als entsprechende Weisung bzw. entsprechende Stimmabgabe für jeden 
Punkt der zugehörigen Einzelabstimmung.

8.	� Weitere Informationen zur Abstimmung

Bei Ausübung des Stimmrechts im Wege der elektronischen Briefwahl wird dem Abgebenden der 
Zugang der elektronisch abgegebenen Stimme entsprechend den gesetzlichen Vorgaben von der 
Gesellschaft elektronisch bestätigt.

Die Abstimmenden können von der Gesellschaft entsprechend den gesetzlichen Vorgaben innerhalb 
eines Monats nach dem Tag der Hauptversammlung über den Online-Service eine Bestätigung darüber 
abrufen, ob und wie ihre Stimme gezählt wurde.

9.	� Besondere Rechte der Aktionäre

a.	� Ergänzungsverlangen zur Tagesordnung – Art. 56 Satz 2 und Satz 3 SE-VO, § 50 Abs. 2 SEAG, 
§ 122 Abs. 2 AktG

Nach Art. 56 Satz 2 und Satz 3 SE-VO, § 50 Abs. 2 SEAG, § 122 Abs. 2 AktG können Aktionäre, deren 
Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von EUR 500.000 
erreichen (Letzteres entspricht 500.000 Stückaktien der Uniper SE), verlangen, dass Gegenstände auf 
die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden.

Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen 
ist schriftlich an den Vorstand der Gesellschaft zu richten und muss der Gesellschaft mindestens 
30 Tage vor der Versammlung der Gesellschaft, d. h. bis spätestens zum Ablauf des 14. April 2024, 
zugehen. Ein Ergänzungsverlangen ist an folgende Adresse zu richten:

Uniper SE 
– Vorstand – 
Holzstraße 6 
40221 Düsseldorf
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Bekannt zu machende Ergänzungen werden – soweit sie nicht bereits mit der Einberufung bekannt 
gemacht wurden – unverzüglich nach Zugang des Verlangens einschließlich des Namens und Wohn-
orts beziehungsweise Sitzes des Antragstellers im Bundesanzeiger bekannt gemacht. Sie werden 
außerdem im Internet unter

www.uniper.energy/hv

veröffentlicht.

b.	� Gegenanträge und Wahlvorschläge sowie Anträge – §§ 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 3, 126 Abs. 1 und 4, 
127, 130a Abs. 5 Satz 3, Abs. 6 AktG

Die Aktionäre haben die Möglichkeit, Gegenanträge gegen Vorschläge von Vorstand und/oder 
Aufsichtsrat zu bestimmten Punkten der Tagesordnung sowie Wahlvorschläge zu in der Hauptver-
sammlung vorgesehenen Wahlen von Aufsichtsratsmitgliedern und/oder Abschlussprüfern und/oder 
Prüfern des Nachhaltigkeitsberichts vor der Hauptversammlung entsprechend §§ 126 Abs. 1, 127 AktG 
an die Gesellschaft zu übermitteln. Die Gesellschaft wird Gegenanträge und Wahlvorschläge auf der 
Internetseite der Gesellschaft veröffentlichen, sofern die gesetzlichen Voraussetzungen dafür vorliegen.

Sollen Gegenanträge oder Wahlvorschläge von der Uniper SE entsprechend §§ 126 Abs. 1 bis 3, 127 AktG 
vorab zugänglich gemacht werden, sind sie bis spätestens zum Ablauf des 30. April 2024 an die 
folgende Anschrift oder E-Mail-Adresse zu übermitteln:

Uniper SE 
– Vorstand – 
Holzstraße 6 
40221 Düsseldorf

gegenantraege@uniper.energy

Die Gesellschaft wird Gegenanträge und Wahlvorschläge, welche der Gesellschaft bis spätestens zum 
Ablauf des 30. April 2024 unter der vorstehenden Anschrift oder E-Mail-Adresse zugehen, einschließ-
lich des Namens des Aktionärs, einer etwaigen Begründung sowie eventueller Stellungnahmen der 
Verwaltung unverzüglich auf der Internetseite der Gesellschaft unter

www.uniper.energy/hv

zugänglich machen. Vorstand und Aufsichtsrat behalten sich vor, sich zu Gegenanträgen und Wahl-
vorschlägen, während der Hauptversammlung zu äußern. Anderweitig adressierte Gegenanträge und 
Wahlvorschläge werden nicht berücksichtigt. Ferner kann die Gesellschaft auch noch unter bestimmten 
weiteren, in den §§ 126 Abs. 1 bis 3 bzw. 127 AktG näher geregelten, Voraussetzungen von einer 
Zugänglichmachung ganz oder teilweise absehen oder Gegenanträge bzw. Wahlvorschläge und deren 
Begründungen zusammenfassen. Einer Begründung bedarf es jedenfalls im Fall eines Wahlvorschlags 
nicht. Ein Wahlvorschlag zum Aufsichtsrat muss den Namen, den ausgeübten Beruf und den Wohnort 
der vorgeschlagenen Person sowie deren Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichts-
räten enthalten. Die Zugänglichmachung erfolgt einschließlich mit dem Namen des Aktionärs, einer 
zugänglich zu machenden Begründung, den Pflichtangaben nach § 127 Satz 4 AktG und einer etwaigen 
Stellungnahme der Verwaltung im Internet unter

www.uniper.energy/hv.

Gemäß § 126 Abs. 4 AktG gelten Anträge oder Wahlvorschläge von Aktionären, die nach § 126 Abs. 1 
bis 3 bzw. § 127 AktG zugänglich zu machen sind, als im Zeitpunkt der Zugänglichmachung gestellt. 
Das Stimmrecht kann zu dem Antrag oder Wahlvorschlag im passwortgeschützten Online-Service 
ausgeübt werden, sobald die Aktionäre die gesetzlichen oder satzungsmäßigen Voraussetzungen für 
die Ausübung des Stimmrechts nachweisen können, das heißt, wenn die unter Ziffer VI.3. genannten 
Voraussetzungen für die Anmeldung zur Hauptversammlung erfüllt sind. Wenn der den Antrag 
stellende oder den Wahlvorschlag unterbreitende Aktionär nicht ordnungsgemäß legitimiert und zur 
Hauptversammlung angemeldet ist, muss der Antrag in der Versammlung nicht behandelt werden.

https://www.uniper.energy/hv
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Das Recht des Versammlungsleiters, im Rahmen der Abstimmung zuerst über die Vorschläge der 
Verwaltung abstimmen zu lassen, bleibt hiervon unberührt. Sollten die Vorschläge der Verwaltung 
mit der notwendigen Mehrheit angenommen werden, haben sich insoweit die Gegenanträge oder 
(abweichende) Wahlvorschläge erledigt.

Darüber hinaus können elektronisch zu der Versammlung zugeschaltete Aktionäre und ihre Bevoll-
mächtigten Anträge und Wahlvorschläge auch im Wege der Videokommunikation über den passwort-
geschützten Online-Service in der Versammlung stellen (siehe hierzu auch unter Ziffer VI.9.d.).

c.	� Recht zur Einreichung von Stellungnahmen – §§ 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 6, 130a Abs. 1 bis 4 AktG

Aktionäre, die ordnungsgemäß zur Hauptversammlung angemeldet sind, die also die unter Ziffer VI.3. 
genannten Voraussetzungen für die Anmeldung und Ausübung des Stimmrechts erfüllt haben, können 
Stellungnahmen in Textform über den passwortgeschützten Online-Service zu den Gegenständen der 
Tagesordnung einreichen. Eine Stellungnahme darf einen Umfang von 10.000 Zeichen (einschließlich 
Leerzeichen) nicht überschreiten.

Stellungnahmen sind bis spätestens zum 9. Mai 2024, 24:00 Uhr (MESZ), ausschließlich im passwort-
geschützten Online-Service, zugänglich über die Internetseite der Gesellschaft unter

www.uniper.energy/hv-service,

einzureichen.

Stellungnahmen werden nicht zugänglich gemacht, wenn sie nicht von einem ordnungsgemäß zu der 
virtuellen Hauptversammlung angemeldeten Aktionär stammen, mehr als 10.000 Zeichen (einschließ-
lich Leerzeichen) umfassen oder ein Fall im Sinne von § 130a Abs. 3 Satz 4 i.V.m. § 126 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1, 
Nr. 3 oder Nr. 6 AktG vorliegt.

Es werden ordnungsgemäß und rechtzeitig eingehende, zugänglich zu machende Stellungnahmen 
von Aktionären in der Sprache der Einreichung einschließlich einer etwaigen Stellungnahme der 
Verwaltung bis spätestens 10. Mai 2024, 24:00 Uhr (MESZ) im passwortgeschützten Online-Service über 
die Internetseite der Gesellschaft unter

www.uniper.energy/hv-service

für alle zur Hauptversammlung angemeldeten Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten einsehbar 
veröffentlicht.

Die Möglichkeit zur Einreichung von Stellungnahmen begründet keine Möglichkeit zur Vorabein-
reichung von Fragen nach § 131 Abs. 1a AktG; Anträge, Wahlvorschläge, Fragen und Widersprüche 
gegen Beschlüsse der Hauptversammlung im Rahmen der eingereichten Stellungnahmen werden 
in der Hauptversammlung nicht berücksichtigt; das Stellen von Anträgen bzw. Unterbreiten von 
Wahlvorschlägen, die Ausübung des Auskunftsrechts sowie die Einlegung von Widersprüchen gegen 
Beschlüsse der Hauptversammlung ist ausschließlich auf den in dieser Einladung jeweils gesondert 
beschriebenen Wegen möglich.

d.	� Rederecht – §§ 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 7, 130a Abs. 5 und Abs. 6 AktG

Elektronisch zu der Versammlung zugeschalteten Aktionären bzw. ihren zugeschalteten Bevoll-
mächtigten wird in der Versammlung ein Rederecht im Wege der Videokommunikation im Rahmen von 
Wortmeldungen gewährt.

Redebeiträge können ab dem Beginn der Versammlung über den passwortgeschützten Online-Service 
angemeldet werden. Sie können Anträge und Wahlvorschläge nach § 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 AktG 
sowie Auskunftsverlangen nach § 131 Abs. 1 AktG enthalten. Eine anderweitige Einreichung von 
Fragen im Wege der elektronischen oder sonstigen Kommunikation ist weder vor noch während der 
Hauptversammlung vorgesehen. Der Versammlungsleiter wird das Verfahren der Wortmeldung und 
Worterteilung in der Hauptversammlung näher erläutern.

Gemäß § 19 Abs. 3 Satz 1 der Satzung der Gesellschaft kann das Frage-, Nachfrage- und Rederecht 
des Aktionärs in der Hauptversammlung durch deren Vorsitzenden zeitlich angemessen beschränkt 
werden. Der Vorsitzende ist dabei gemäß § 19 Abs. 3 Satz 1 der Satzung insbesondere berechtigt, 
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zu Beginn der Hauptversammlung oder während ihres Verlaufs den zeitlichen Rahmen sowohl des 
Versammlungsverlaufs als auch der Aussprache zu den Tagesordnungspunkten sowie des einzelnen 
Nachfrage- und Redebeitrags angemessen festzusetzen.

Die Gesellschaft behält sich vor, die Funktionsfähigkeit der Videokommunikation, d. h. der Bild- und 
Tonübertragung zwischen dem Aktionär und der Gesellschaft in der Hauptversammlung und vor der 
entsprechenden Wortmeldung des Aktionärs zu überprüfen und diesen zurückzuweisen, sofern die 
Funktionsfähigkeit nicht sichergestellt ist. Für Zwecke der Videokommunikation sollten Aktionäre 
daher über ein internetfähiges Gerät mit Kamera und Mikrofon sowie eine stabile Internetverbindung 
verfügen. Eine Installation von Softwarekomponenten oder Apps auf den Endgeräten ist hingegen nicht 
erforderlich.

e.	� Auskunftsrecht – §§ 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 4, 131, 130a Abs. 5 Satz 3, Abs. 6 AktG

Gemäß §§ 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 4, 131 AktG ist jedem zugeschalteten Aktionär bzw. ihren zugeschalteten 
Bevollmächtigten auf Verlangen in der Hauptversammlung vom Vorstand Auskunft über Angelegen-
heiten der Gesellschaft zu geben, sowie auch über die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen 
der Uniper SE zu einem verbundenen Unternehmen und über die Lage des Konzerns und der in den 
Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen, soweit sie zur sachgemäßen Beurteilung des Gegen-
stands der Tagesordnung erforderlich ist und kein Auskunftsverweigerungsrecht besteht.

Gemäß § 19 Abs. 3 Satz 1 der Satzung der Gesellschaft kann das Frage- und Rederecht des Aktionärs 
in der Hauptversammlung durch deren Vorsitzenden zeitlich angemessen beschränkt werden. Der 
Vorsitzende ist dabei gemäß § 19 Abs. 3 Satz 1 der Satzung der Gesellschaft insbesondere berechtigt, 
zu Beginn der Hauptversammlung oder während ihres Verlaufs den zeitlichen Rahmen sowohl des 
Versammlungsverlaufs als auch der Aussprache zu den Tagesordnungspunkten sowie des einzelnen 
Nachfrage- und Redebeitrags angemessen festzusetzen.

Es ist vorgesehen, dass der Vorsitzende gemäß § 131 Abs. 1f AktG anordnen wird, dass alle Arten 
des Auskunftsrechts nach § 131 Abs. 1 AktG in der Hauptversammlung ausschließlich im Wege der 
Videokommunikation über den passwortgeschützten Online-Service, d. h. im Rahmen des Rederechts, 
ausgeübt werden können (siehe dazu auch unter Ziffer VI.9.d.). Eine anderweitige Einreichung von 
Fragen im Wege der elektronischen oder sonstigen Kommunikation ist weder vor noch während der 
Hauptversammlung vorgesehen.

f.	� Widerspruchsrecht – § 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 8 AktG i.V.m. § 245 AktG

Den ordnungsgemäß angemeldeten und elektronisch zu der Hauptversammlung zugeschalteten 
Aktionären und ihren Bevollmächtigten wird das Recht eingeräumt, im Wege elektronischer 
Kommunikation über den passwortgeschützten Online-Service über die Internetseite der Gesellschaft 
unter

www.uniper.energy/hv-service

gemäß dem dort von der Uniper SE festgelegten Verfahren Widerspruch gegen die Beschlüsse der 
Hauptversammlung bei dem mit der Niederschrift der Hauptversammlung beauftragten Notar zu 
erklären. Die Übermittlung ist ab der Eröffnung der Hauptversammlung bis zu deren Schließung durch 
den Versammlungsleiter möglich. Für den Zugang zum passwortgeschützten Online-Service sind die 
Hinweise in Ziffer VI.3. zu beachten.

g.	� Weitergehende Erläuterungen zu Aktionärsrechten

Weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre nach Art. 56 Satz 2 und Satz 3 SE-VO, § 50 
Abs. 2 SEAG, §§ 118a, 122 Abs. 2, 126 Abs. 1 und 4, 127, 130a, 131 Abs. 1 i.V.m. § 245 AktG sind im Internet 
unter

www.uniper.energy/hv

abrufbar.
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10. �Internetseite, über die die Informationen nach § 124a AktG zugänglich sind / 
Ergänzende Informationen

Die Informationen nach § 124a AktG sowie die Informationen gemäß § 125 AktG i.V.m. der Durch-
führungsverordnung (EU) 2018/1212 sowie die derzeit gültige Fassung der Satzung der Gesellschaft 
sind im Internet unter

www.uniper.energy/hv

zugänglich. Sämtliche vorgenannten Informationen werden auch während der Hauptversammlung 
selbst über die oben genannte Internetseite zugänglich sein.

Ferner werden unter der oben genannten Internetseite nach der Hauptversammlung gemäß 
§ 130 Abs. 6 AktG auch die Abstimmungsergebnisse veröffentlicht.

Das Teilnehmerverzeichnis wird ab seiner Fertigstellung während der virtuellen Hauptversammlung 
allen in der Hauptversammlung elektronisch zugeschalteten Aktionären und Bevollmächtigten von 
Aktionären über den Online-Service, welcher unter der oben genannten Internetseite erreichbar ist, 
zugänglich gemacht.

11. �Zeitangaben

Soweit nicht ausdrücklich anders vermerkt, sind sämtliche Zeitangaben in dieser Hauptversammlungs-
einladung Zeitangaben in der für Deutschland geltenden mitteleuropäischen Sommerzeit (MESZ).

12. �Hinweis zum Datenschutz

Der Schutz Ihrer Daten und deren rechtskonforme Verarbeitung haben für uns einen hohen Stellenwert.

In unseren Datenschutzhinweisen haben wir alle Informationen zur Verarbeitung personenbezogener 
Daten unserer Aktionäre übersichtlich an einer Stelle zusammengefasst.

Die Datenschutzhinweise für Aktionäre finden Sie unter dem folgenden Link:

www.uniper.energy/datenschutz/aktionaere.

Zudem sind sie im Internet unter

www.uniper.energy/hv

abrufbar.

Die allgemeinen Datenschutzhinweise der Gesellschaft finden Sie darüber hinaus unter dem folgenden 
Link:

www.uniper.energy/de/datenschutz.

Düsseldorf, im April 2024

Der Vorstand

https://www.uniper.energy/hv
https://www.uniper.energy/datenschutz/aktionaere
https://www.uniper.energy/hv
https://www.uniper.energy/de/datenschutz
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